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V

Geleitwort

Die vielen staatlichen Pannenprojekte der letzten Zeit verdeut-
lichen, dass die öff entliche Hand oŌ  kein guter Bauherr ist. So 
sollte der Neubau des Berliner Großfl ughafens BER ursprünglich 
im November 2011 ferƟ g sein! 

Nicht nur der BER, sondern auch viele andere Großprojekte 
laufen aus dem Ruder. Die Folge sind gewalƟ ge Mehrkosten zu 
Lasten der Steuerzahler. Der Befund der vorliegenden Studie ist 
eindeuƟ g. So unterschiedlich die Projekte auch sein mögen, so 
sehr ähneln sich die Projekƞ ehler. Schlechte Planung, mangelhaf-
te Vergabeverfahren und unglücklich ausgestaltete Verträge sind 
häufi ge Ursachen von Baukostenüberschreitungen.

Damit ist auch klar, welche Reformen nöƟ g sind. Wir brauchen 
detailliertere Planungen und ungeschminkte Kosten-Nutzen-Ana-
lysen. Ausschreibungen und Verträge müssen bessere Anreize für 
effi  zientes Bauen liefern. Die staatliche Mischfi nanzierung muss 
abgebaut und die öff entliche Transparenz erhöht werden. Nur 
dann besteht die Chance, Baukostenüberschreitungen einzudäm-
men und sicherzustellen, dass Steuergelder sinnvoll verplant und 
verbaut werden.

Reiner Holznagel

Präsident des Bundes der Steuerzahler Deutschland e. V.
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I. Umfang öff entlicher Baukosten-
steigerungen

Gerade öff entliche Großprojekte können einen wichƟ gen Beitrag 
zum Wohlstand einer VolkswirtschaŌ  leisten. Voraussetzung da-
für ist jedoch, dass Projekte mit einem möglichst guten Verhältnis 
von Kosten und Nutzen realisiert werden. Dafür braucht es die 
richƟ gen Rahmenbedingungen. Dass vorhandene MiƩ el effi  zient 
genutzt werden, ist jedoch zweifelhaŌ , wenn man auf die aktuel-
len Kostenprobleme öff entlicher Großprojekte blickt. 

Häufi gkeit und Ausmaß von Kostensteigerungen

Öff entliche Großprojekte weisen zum Teil enorme Kostenstei-
gerungen auf. Bei sieben bundesweit bekannten Großprojekten 
(siehe Tabelle 1) liegen Kostensteigerungen von durchschniƩ lich 
rund 180 Prozent vor. Nimmt man die Kosten aller sieben Pro-
jekte, so werden staƩ  ursprünglich geplanten rund 7,1 Milliarden 
Euro fast 20 Milliarden Euro fällig. 

Tabelle 1: Kostenentwicklung ausgewählter Großprojekte  

Öff entliches 
Großprojekt

BND-
Zen-
trale

City-
Tunnel 
Leipzig

Nord-
Süd-
Stadt-
bahn
Köln

Staats-
oper 
Berlin 

Flug-
hafen 
BER

StuƩ -
gart 
21

Elb-
phil-
har-
monie

Ursprünglich 
geplant
(in Mio. €)

720 572 630 239 2.400 2.460 77 ∑ =   7.098

Letzte 
Schätzung 
(in Mio. €)

1.085 935 1.120 440 7.300 8.200 789 ∑ = 19.869

Kosten-
steigerung 
(in %)

50,7 63,5 77,8 84,1 204,2 233,3 924,7 � = 179,91

Quelle: Eigene Recherchen, Stand: März 2018.

1 Kostensteigerung gemessen an der Summe der ursprünglich geplanten Kosten gegen-
über der Summe der letzten Kostenschätzung aller sieben Projekte.
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Dass Kostensteigerungen bei öff entlichen Großprojekten ein gän-
giges Phänomen sind, zeigen auch zahlreiche Studien. In einer 
Untersuchung der HerƟ e School of Governance haben Kostka und 
Anzinger 170 (davon 119 vollendete und 51 unvollendete) deut-
sche Infrastrukturprojekte im Zeitraum 1960 bis 2014 untersucht.2 
Das zentrale Ergebnis der Studie ist: Die betrachteten Projekte 
weisen im SchniƩ  Kostensteigerungen von rund 73 Prozent bei 
vollendeten Projekten und 41 Prozent bei unvollendeten Projek-
ten auf. StaƩ  der geplanten Gesamtkosten aller 170 Projekte von 
141 Milliarden Euro, betrugen die tatsächlichen Kosten (infl a-
Ɵ onsbereinigt) 200 Milliarden Euro. Die Kostensteigerungen führ-
ten zu einer realen Mehrbelastung von rund 59 Milliarden Euro.3

Abbildung 1: Kostenentwicklung ausgewählter Großprojekte

50,7% 63,5% 77,8% 84,1%

204,2% 233,3%

924,7%

BND-Zentrale City-Tunnel
Leipzig

Nord-Süd-Stadtbahn
Köln

Staatsoper
Berlin

Flughafen
BER

Stu�gart 21 Elbphilharmonie

Kostensteigerung (aktueller Kostenstand gegenüber ursprünglicher Kostenschätzung)

Kostensteigerungen bei öff entlichen Großprojekten sind auch 
internaƟ onal ein gängiges Phänomen. Bei 86 Prozent der unter-
suchten Infrastrukturprojekte kam es zu Kostensteigerungen. 
Eine Untersuchung von 258 Infrastrukturprojekten weltweit er-
gab, dass die durchschniƩ lichen Kostensteigerungen pro Projekt 
(infl aƟ onsbereinigt) bei rund 28 Prozent lagen.4  

2 Die untersuchten Infrastrukturprojekte stammen aus den Bereichen Bauen, Energie, 
InformaƟ ons- und KommunikaƟ onstechnologie, Verteidigung und Transport. 

3 Vgl. Kostka/Anzinger (2015), S. 7.
4 Vgl. Flyvbjerg et al. (2002), S. 282.
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Deutschland schneidet im internaƟ onalen Vergleich bei der Kos-
tengenauigkeit unterdurchschniƩ lich ab.5 Weltweit weisen die 
untersuchten Infrastrukturprojekte im Transportbereich Kosten-
steigerungen von 24 Prozent auf, in Deutschland sind es 30 Pro-
zent. Noch schlechter steht Deutschland im Vergleich zu Nord-
West-Europa da, wo die durchschniƩ lichen Kostensteigerungen 
bei 22 Prozent liegen. Die Niederlande sind sogar noch besser. 
Im DurchschniƩ  liegen hier die tatsächlichen Kosten nur rund 17 
Prozent über der Planung. 

Warum sind Kostensteigerungen ein Problem?

Kostensteigerungen bei öff entlichen Großprojekten bergen die 
Gefahr, dass mehr fi nanzielle MiƩ el in diese Projekte fl ießen, als 
gesellschaŌ lich wünschenswert. Effi  zienzprobleme und Wohl-
standsverlust sind die Folge.6 Doch nicht alle Baukostensteigerun-
gen sind automaƟ sch als Verschwendung zu werten. Verschwen-
dung liegt vor, wenn öff entliche MiƩ el nicht in Projekte mit dem 
höchsten Nutzen fl ießen.7 Bei Verschwendung ist zu unterschei-
den zwischen:

(1) Auswahl ineffi  zienter Projekte (survival of the unfi Ʃ est): Wenn 
Zahlen zu den möglichen Kosten und Nutzen eines Projekts ge-
schönt werden, besteht die Gefahr, dass sich nicht die besten 
Projekte durchsetzen, sondern eben jene, denen unrealisƟ sch  
opƟ misƟ sche Daten zugrunde liegen. AlternaƟ ve Projekte, die 
realisƟ scherweise einen größeren (volkswirtschaŌ lichen) Nut-

5 Vgl. Cantarelli et al. (2012) und Kostka/Anzinger (2015), S. 19.
6 Vgl. Anheier et al. (2016).
7 Höhere tatsächliche Kosten am Ende des Projektes müssen nicht per se ineffi  zient 

sein. Wenn die anfängliche Schätzung zu Ɵ ef angesetzt war, aber das Projekt auch mit 
höheren tatsächlichen Kosten noch einen posiƟ ven NeƩ onutzen sowie ein besseres 
Nutzen-Kosten-Verhältnis als AlternaƟ vprojekte aufweist, kann nicht von einem in-
effi  zienten Einsatz von Steuergeldern gesprochen werden. 
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zen schaff en könnten, werden verworfen.8 Dies wird auch als 
„survival of the unfi Ʃ est“ bezeichnet.9 

(2) Ineffi  ziente Ausführung: Wenn aufgrund von Planungs-, Aus-
schreibungs- oder Vertragsproblemen Baumängel, Schlecht-
leistungen und andere vermeidbare Fehler entstehen, kann 
von Verschwendung im Sinne einer ineffi  zienten Ausführung 
gesprochen werden. 

Ziel dieser Studie ist es, auĩ auend auf einer Problemanalyse das 
Problem von Kostensteigerungen an der Wurzel zu packen. In Ab-
schniƩ  II wird der Blick zunächst auf mögliche Problemursachen 
gerichtet. Dabei stehen Fehlanreize im Bereich von Planung, Ver-
gabe und Verträgen im Fokus. In AbschniƩ  III werden Reformvor-
schläge präsenƟ ert.

8 Ökonomen sprechen von Opportunitätskosten, womit der „Verzicht auf eine bessere 
alternaƟ ve Verwendung der MiƩ el“ gemeint ist. „Beispielsweise häƩ en erhebliche 
Ressourcen zur Sanierung der Hamburger Schulen eingesetzt werden können, staƩ  in 
der Elbphilharmonie unterzugehen.“ Mühlenkamp (2016), S. 107.

9 Vgl. Flyvbjerg (2009).
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II. Gründe öff entlicher Baukosten-
steigerungen 

In der wissenschaŌ lichen Literatur wird sich vermehrt mit den 
Gründen von Kostensteigerungen bei öff entlichen Großprojekten 
beschäŌ igt. Zwei Kategorien von Ursachen werden dabei häufi g 
genannt: InformaƟ onsprobleme und Anreizprobleme.

Der erste Ansatz sieht die Ursache von Kostensteigerungen in 
fehlendem Fachwissen und überschwänglichem OpƟ mismus der 
Verantwortlichen.10 Die begrenzte RaƟ onalität und ein unvoll-
ständiger InformaƟ onsstand der Entscheider von Großprojekten 
führen zu „unabsichtlichen Fehlern“. Der zweite Ansatz weist auf 
Fehlanreize bei der Realisierung von öff entlichen Großprojekten 
hin, die strategische ManipulaƟ on begünsƟ gen.11 Dieser polit-
ökonomische Ansatz erklärt Kostensteigerungen durch „absicht-
liche Fehler“, die bewusst eingegangen oder billigend in Kauf 
genommen werden, weil sie im Eigeninteresse der Verantwort-
lichen sind. 

Tabelle 2: Problemfelder bei Großprojekten

InformaƟ onsprobleme Anreizprobleme

Öff entliche Hand ÜberopƟ mismus
Überforderung
fehlendes Know-how

geschönte Kosten
unzureichende Vorbereitung 
geringes Kostenbewusstsein
teure Änderungswünsche

Private Unternehmen ÜberopƟ mismus
Überforderung
Pionierrisiken
fehlende Erfahrungswerte

künstlich niedrige Angebote
aggressives Nachtrags-
management
Schlechtleistung

In dieser Studie werden Kostenüberschreitungen bei öff entlichen 
Großprojekten überwiegend aus der PerspekƟ ve der Anreizpro-
bleme analysiert. Bevor auf diesen Ansatz näher eingegangen 

10 Siehe hierzu Flyvbjerg et al. (2009) oder Meyer/Pfnür (2015).
11 Siehe hierzu Flyvbjerg (2009), Flyvbjerg et al. (2009).
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wird, soll dennoch der Ansatz der InformaƟ onsprobleme kurz be-
schrieben werden. 

1. InformaƟ onsprobleme 

InformaƟ onsprobleme ergeben sich sowohl durch unzureichende 
technische Instrumente und Methoden (mangelhaŌ e Prognose-
techniken, unzureichende Daten oder den naturgemäßen Pro-
blemen, Vorhersagen für die ZukunŌ  anzustellen) als auch durch 
die begrenzte RaƟ onalität der handelnden Akteure (ÜberopƟ mis-
mus, Überforderung oder Fehleinschätzungen).

Projekte sind unterschiedlich stark anfällig für InformaƟ onspro-
bleme. Gerade bei technisch und architektonisch innova Ɵ ven 
Großprojekten sind InformaƟ onsprobleme besonders groß – 
schon, weil Erfahrungswerte fehlen. Flyvbjerg et al. zeigen in ei-
ner Studie, dass die Kostensteigerungen bei öff entlichen Bahn-
projekten im internaƟ onalen Vergleich durchschniƩ lich doppelt 
so hoch sind wie bei Straßenprojekten.12 Straßenprojekte sind 
alltäglicher. Die Bauverantwortlichen können auf einen größeren 
Erfahrungsschatz zurückgreifen. 

Auch die Selbstüberschätzung der Projektbeteiligten kann zu 
massiven Problemen führen, die letztlich in einer ineffi  zienten 
Bauausführung enden. Meyer und Pfnür haben 227 Manager der 
Immobilienprojektentwicklung (sowohl PrivatwirtschaŌ  als auch 
öff entliche Hand) befragt und kamen zu dem Ergebnis, dass die 
InformaƟ onsprobleme der Beteiligten einen negaƟ ven Einfl uss 
auf die Qualität der Entscheidungen haben.13 

Von InformaƟ onsproblemen sind grundsätzlich sowohl Akteure 
der PrivatwirtschaŌ  als auch der öff entlichen Hand betroff en, 

12 Flyvbjerg et al. (2009), S. 182.
13 Meyer/Pfnür (2015). 
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doch die Entscheidungsträger der öff entlichen Hand weisen in 
der Studie die mit Abstand größten kogniƟ ven Verzerrungen auf 
(gemeint ist damit unter anderem die Überschätzung der eigenen 
Kompetenz). Private Bauunternehmen und Projektentwickler, die 
mutmaßlich eine hohe FachexperƟ se besitzen, trafen deutlich ra-
Ɵ onalere Entscheidungen als Entscheider der öff ent lichen Hand.14 
Die öff entlichen Entscheider würden tendenziell zu risikofreudig 
entscheiden, (kriƟ sches) Feedback eher ignorieren und zu wenig 
Fachwissen auĩ auen.15

Die Probleme bei öff entlichen Großprojekten ausschließlich auf 
der Grundlage von InformaƟ onsproblemen zu erklären, wird je-
doch von einigen Experten zurückgewiesen.16 Sofern Kostenstei-
gerungen aus unvollständigen InformaƟ onen resulƟ eren, müss-
te das Ausmaß der Kostenexplosionen mit zunehmender Erfah-
rung im Laufe der Zeit abnehmen, wird argumenƟ ert. Doch im 
Vergleich internaƟ onaler Großprojekte sei keine abnehmende 
Tendenz in den Daten erkennbar. So habe das Ausmaß von Kos-
tensteigerungen in den letzten 10, 30, und 70 Jahren nicht abge-
nommen.17 

2. Anreizprobleme

Der politökonomische Ansatz erklärt Kostensteigerungen bei öf-
fentlichen Großprojekten als Ergebnis von Fehlanreizen, vor allem 
im poliƟ schen Bereich. Diese Fehlanreize moƟ vieren die Projekt-
verantwortlichen, die Bevölkerung oder andere Akteure bewusst 
zu täuschen, indem sie beispielsweise Projektkosten unrealisƟ sch 
niedrig ansetzen oder den Nutzen eines Projekts bewusst über-
bewerten. Kostensteigerungen sind dann die Folge von „absicht-

14 Vgl. Meyer/Pfnür (2015). 
15 Vgl. Meyer/Pfnür (2015), S. 15.
16 Vgl. Flyvbjerg (2009).
17 Vgl. Flyvbjerg et al. (2002), S. 286.
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lichen Fehlern“. Im Folgenden wird dieser Erklärungsansatz ge-
nauer vorgestellt. 

An den Entscheidungs- und Ausführungsprozessen öff entlicher 
Großprojekte sind viele verschiedene Akteure (PoliƟ ker und Be-
amte, Bauunternehmen oder die Bürger vor Ort) beteiligt; mit 
unterschiedlichen und zum Teil gegensätzlichen Interessen. Kon-
fl ikte bleiben nicht aus. Zwischen Teilen dieser Gruppen gibt es 
 hierarchische AuŌ raggeber-AuŌ ragnehmer-Verhältnisse. Inner-
halb solch hierarchischer Beziehungen können Schwierigkeiten 
entstehen, die in der ökonomischen Theorie als Prinzipal-Agen-
ten-Probleme bezeichnet werden. Der Prinzipal ist AuŌ raggeber 
und der Agent ist AuŌ ragnehmer. In der Regel sind AuŌ ragnehmer 
besser informiert als AuŌ raggeber. Das macht es für den AuŌ rag-
geber schwierig, die Arbeit des AuŌ ragnehmers zu überwachen. 
Es eröff net dem AuŌ ragnehmer Spielraum, sein Eigeninteresse 
auf Kosten des AuŌ raggebers durchzusetzen. 

In der DemokraƟ e können die Wähler als AuŌ raggeber der Poli-
Ɵ k verstanden werden – sie beauŌ ragen PoliƟ ker, Maßnahmen 
in ihrem Sinne umzusetzen.18 PoliƟ ker sind hierbei die AuŌ rag-
nehmer. Die Steuerzahler können nur schwer beurteilen, ob Geld 
„verschwendet“ wurde oder ob die veranschlagten Kosten bei-
spielsweise für öff entliche Bauprojekte zu niedrig sind. 

Prinzipal-Agenten-Probleme treten ebenfalls bei Großprojekten 
auf – sogar auf drei Stufen:19 

18 Das klassische Beispiel für Prinzipal-Agenten-Probleme ist das Verhältnis zwischen 
dem Vorgesetzten und seiner Angestellten (Agenten). Der Vorgesetzte ist meist nicht 
in der Lage, die Leistung seiner Mitarbeiter hinreichend zu kontrollieren. Die Mitarbei-
ter haben daher einen gewissen Spielraum, etwas weniger tüchƟ g zu arbeiten, ohne 
dabei vom Chef ertappt zu werden. 

19 Dies entspricht natürlich einer starken Vereinfachung der tatsächlichen Beziehungen 
der Akteure eines Großprojekts. Dieser Ansatz ist bei Flyvbjerg et al. (2009) zu fi nden.
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Abbildung 2: Drei-stufi ges Prinzipal-Agenten-Verhältnis bei Großprojekten

Steuerzahler 1. Stufe: Bund

2. Stufe: Länder/Kommunen

3. Stufe: Planer/Bauausführende

Quelle: Eigene Darstellung, angelehnt an Flyvbjerg et al. (2009), S. 177.

Stufe 1: Auf der ersten Stufe begegnen sich die Steuerzahler und 
die Bundesregierung oder BundespoliƟ ker. Die Steuerzahler/
Wähler erwarten, dass Projekte mit dem größten Nutzen zu den 
niedrigsten Kosten realisiert werden. Mitglieder der Regierung 
(z. B. der Verkehrsminister) haben aber auch eigene Interessen. 
Sie wollen wiedergewählt werden oder auch ihren Zuständig-
keitsbereich ausdehnen. 

Um wiedergewählt zu werden, können PoliƟ ker die Wünsche der 
Steuerzahler, die auch Wähler sind, nicht einfach ignorieren. Je-
doch spielt bei Wiederwahl die Unterstützung der Wähler des ei-
genen Wahlkreises oder Bundeslandes (Landeslisten) aber auch 
nahestehende Interessengruppen eine besondere Rolle. Es be-
steht ein latenter Anreiz für PoliƟ ker, die Interessen ihrer Wähler 
und besƟ mmter Gruppen gegenüber dem Interesse der Gesamt-
heit zu bevorzugen. Großprojekte vor Ort eignen sich dafür in be-
sonderer Weise, denn sie sind ein sichtbares WerbemiƩ el. Das 
Herunterspielen von Kosten kann von Vorteil für PoliƟ ker sein, 
denn es erhöht die ZusƟ mmung für ein Projekt. 

Minister und Behördenmitarbeiter haben zudem ein Interes-
se, ihren Einfl ussbereich zu erweitern. Wenn mehr öff entliche 
(Groß-)Projekte realisiert werden, fl ießt mehr Steuergeld in das 
entsprechende Ministerium und die Verwaltung wird ausgebaut. 
Verwaltungen und Ministerien haben die Tendenz, zum Teil un-
bemerkt von den Bürgern, sich zu stark auszudehnen. Bei schwa-
cher Kon trolle der Behörden kommt es zur Verschwendung von 
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Steuergeld, weil ein Übermaß an Projekten angestoßen wird20 – 
auch an Projekten, die eigentlich ein ungünsƟ ges Nutzen-Kosten-
Verhältnis für den Steuerzahler aufweisen.

Stufe 2: Auf der zweiten Stufe stehen sich die Bundesregierung 
und die Länder oder Kommunen gegenüber. Bei Interessenunter-
schieden zwischen Bund oder Ländern und Kommunen werden 
letztere mögliche Spielräume in ihrem Sinne nutzen und bei-
spielsweise möglichst viele lokale Projekte anstoßen wollen. Dies 
erhöht die Wahlchancen von PoliƟ kern auf Ebene der Länder und 
Kommunen bei ihrer lokalen WählerschaŌ . Denn auch Lokalpoli-
Ɵ ker wollen in erster Linie wiedergewählt werden.

Stufe 3: Prinzipal-Agenten-Probleme tauchen auch auf der Pro-
jektebene auf, nämlich zwischen Ländern oder Kommunen als 
AuŌ raggeber und dem ausführenden AuŌ ragnehmer. Die an der 
Bauausführung beteiligten Bauunternehmen wollen in erster Li-
nie die Ausschreibungen gewinnen und möglichst große Gewinne 
mit dem Projekt erzielen. Wenn die Rahmenbedingungen bei-
spielsweise bei Vergabeverfahren oder die vertragliche Ausgestal-
tung es zulassen, werden AuŌ ragnehmer den Spielraum ausnut-
zen, um ihren Profi t zu steigern, zum Beispiel in Form von teuren 
Nachträgen.

Die Probleme bei öff entlichen Bauprojekten aufgrund von Inte-
ressenunterschieden zwischen Prinzipalen und Agenten werden 
durch weitere Faktoren im poliƟ schen Bereich verstärkt: 

(1) Unterschiedliche RisikobereitschaŌ  und Zeithorizonte: Groß-
projekte haben häufi g einen Zeithorizont von 10 bis 15 oder mehr 
Jahren.21 PoliƟ ker hingegen haben vor allem die nächste Wahl im 
Blick, wenn sie Entscheidungen treff en. WirtschaŌ liche Überle-
gungen rücken in poliƟ sch kriƟ schen Phasen, wie anstehenden 

20 Siehe hierzu Niskanen (1971). 
21 Vgl. Flyvbjerg et al. (2009), S. 180.
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Wahlen, eher in den Hintergrund. Schon geringe kurzfrisƟ ge Vor-
teile (vor der Wahl) werden oŌ  höher bewertet als langfrisƟ ge 
hohe Kosten, die erst nach der Wahl anfallen. Im Ergebnis ist „In-
frastrukturpoliƟ k geprägt von kurzfrisƟ gen poliƟ schen Entschei-
dungen und wird selten anhand tatsächlich nachgewiesenem, 
langfrisƟ gem Bedarf und Nutzen gemessen.“22

(2) Unklare Verantwortlichkeiten: Wenn Verantwortlichkeiten 
und damit die HaŌ ung der einzelnen Akteure unklar geregelt 
sind, haben diese weniger Anreize, kosteneffi  zient zu bauen. 

Mischfi nanzierungen – ein häufi ges Phänomen gerade bei Infra-
strukturmaßnahmen in Deutschland – vermengen Verantwort-
lichkeiten und untergraben das HaŌ ungsprinzip. Gerade beim 
Bundesfernstraßenbau sind Mischfi nanzierungen bisher die Re-
gel.23 Bei Projekten mit Mischfi nanzierung liegt die Verantwor-
tung und Zuständigkeit für die Finanzierung eines Projekts nicht 
allein bei einer staatlichen Ebene, sondern Verantwortung und 
Finanzierung sind zwischen mehreren GebietskörperschaŌ en 
„vermischt“. 

Mischfi nanzierungen setzen Fehlanreize, die zu unnöƟ gen Mehr-
ausgaben führen. Verursacht wird dies durch eine gespaltene 
Nutzen-Kosten-Betrachtung der ausführenden Gebietskörper-
schaŌ  (zum Beispiel Bundesland oder Kommune), welche den 
gesamten Nutzen eines Projekts, aber nur ein Teil der Kosten in 
das eigene Entscheidungskalkül einbezieht. Beispielsweise müs-
sen Kommunen teilweise nur 10 Prozent Eigenfi nanzierungsanteil 
zu besƟ mmten InvesƟ Ɵ onsprojekten beisteuern. Den Rest tragen 
der Bund oder das jeweilige Land. 

22 Anheier et al. (2016), S. 9.
23 Die vollzogene Grundgesetzänderung, durch die die Verantwortlichkeit für die Bun-

desstraßen kompleƩ  auf den Bund übergeht, und die anstehende Gründung einer 
BundesinfrastrukturgesellschaŌ  könnten das Problem unklarer poliƟ scher Verant-
wortlichkeiten in diesem Bereich verringern.
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Im Folgenden wird auf die Fehlanreize in drei Bereichen einge-
gangen, die besonders wichƟ g bei Großprojekten sind: Planung, 
Vergabe, Vertragsgestaltung. 

2.1. Fehlanreize bei der Planung

Eine sorgfälƟ ge Planung ist Grundvoraussetzung für kostenstabi-
les Bauen. Doch der Grundsatz „erst planen, dann bauen“ wird 
bei wichƟ gen Großprojekten der öff entlichen Hand häufi g ver-
letzt. Dies hat sogar der damalige Bundesverkehrsminister Ram-
sauer 2013 freimüƟ g in einem Interview eingeräumt:
 „In der Tat müssen Anforderungen und Umfang am Anfang exakt defi niert 

werden. OŌ  wird hingegen am Anfang alles runtergerechnet, damit eine In-
vesƟ Ɵ onsentscheidung erst einmal getroff en wird. Dann kommen die Son-
derwünsche, Baukostensteigerungen und Nachträge. Da werden dann im 
laufenden Prozess „Points of no Return” überschriƩ en – wie in StuƩ gart oder 
beim BER.“24 

Die Elbphilharmonie ist ein „Paradebeispiel“ für Kostenexplo-
sionen.25 Die verheerende Bilanz: Eine Überschreitung der Kosten 
um gewalƟ ge 925 Prozent und eine um sieben Jahre verspätete 
FerƟ gstellung im Oktober 2016. Das PresƟ geprojekt kostete ins-
gesamt 865 Millionen, wovon 789 Millionen auf die Hamburger 
Steuerzahler enƞ ielen – und das, obwohl das Projekt am Anfang 
fast ohne öff entliche Gelder geplant war. 

In einer Machbarkeitsstudie im Juli 2005 wurden die Gesamtpro-
jektkosten der Elbphilharmonie auf rund 186 Millionen Euro ge-
schätzt, wobei der Anteil der öff entlichen Hand bei 77 Millionen 
Euro liegen sollte.26 Bereits im Dezember 2006, als der Bauvertrag 
des Konzerthauses unterschrieben wurde, lagen die geschätzten 

24 HandelsblaƩ /Delhaes (2013), S. 8.
25 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 10.
26 Vgl. HandelsblaƩ  (2016b).
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Kosten schon bei rund 350 Millionen Euro.27 Bei Vertragsunter-
zeichnung waren die Planungen von einer Baureife noch weit 
enƞ ernt. Kein Wunder, dass auch diese Zahl sich als Makulatur 
herausstellte. Bessere Planung häƩ e hier mehr Kostenwahrheit 
schaff en können: Experten schätzen, dass bei genauerer Planung 
die Verantwortlichen schon 2006, also vor Vertragsunterzeich-
nung, häƩ en wissen können, dass die tatsächlichen Projekt kosten 
zwischen 550 bis 650 Millionen Euro und nicht bei rund 350 Mil-
lionen Euro liegen werden.28 Wären die wahren Kosten der Elb-
philharmonie anfänglich bekannt gewesen, wäre sie wohl nie ge-
baut worden. 

Abbildung 3: Verteilung Kostensteigerung bei Hamburger Bauprojekten
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Quelle: eigene Darstellung, Zahlen aus Landesrechnungshof Hamburg (2010), S. 6.

Unzureichende Planungen tragen entscheidend zu den gewalƟ -
gen Kostensteigerungen bei. In einer Untersuchung von Hambur-
ger Baumaßnahmen kommt der dorƟ ge Rechnungshof zu dem 
Ergebnis, dass der überwiegende Teil – rund 80 Prozent – der 
Kostensteigerungen in der Planungsphase der untersuchten Bau-

27 Davon sollten rund 142 Millionen Euro auf die Stadt Hamburg enƞ allen. Vgl. Fiedler/
Schuster (2015), S. 10.

28 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 18.
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projekte verursacht wurde (siehe Abbildung 3).29 Denn gerade 
unvollständige oder inkonsistente Teilplanungen können teure 
Änderungen im späteren Projektverlauf verursachen (siehe Ab-
bildung 4). 

Abbildung 4: Änderungskosten nach Projektphase

Quelle: BMVI (2015), S. 23. 

Kasten 1: Unzureichende Planung bei der Elbphilharmonie

Bei Vertragsabschluss im Jahr 2006 war die Planung der Elb-
philharmonie noch weit enƞ ernt von einer ausführungsreifen 
PlanungsƟ efe. Experten warnten vor einer verfrühten Vergabe, 
die erhebliche Kostenrisiken mit sich bringen könnte.30 

Verstärkt wurde dieses Problem durch immer neue Änderungs-
wünsche. Noch kurz vor VertragsunterschriŌ  wurden umfas-
sende Änderungswünsche vom Hamburger Senat, der Kultur-
behörde und der BürgerschaŌ  vorgebracht. Das belegt, dass

29 Vgl. Landesrechnungshof Hamburg (2010).
30 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014) und Fiedler/Schuster 

(2015).
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der Bedarf zu Beginn überhaupt nicht hinreichend ermiƩ elt 
wurde. Unter anderem sollten ein driƩ er kleinerer Konzertsaal, 
ein vergrößerter Ticketverkaufsbereich und eine Cafeteria da-
zukommen.31 Da die Änderungswünsche nur einen Monat vor 
Vertragsabschluss geäußert wurden, konnten sie nicht in die 
laufende Planung aufgenommen werden.32 Daher verlief die 
weitere Planung parallel zum Bau.33 Gerade bei hochkomple-
xen Unikatsbauten birgt dieses Verfahren aufgrund des hohen 
Fehlerpotenzials erhebliche Kostenrisiken.34 

Der überstürzte Baubeginn der Elbphilharmonie war maßgeb-
lich von poliƟ schen Überlegungen geprägt. Im Verlauf des Jah-
res 2007, nur ein Jahr vor der Hamburger BürgerschaŌ swahl, 
wurden erhebliche Kostensteigerungen bekannt. Der Rückhalt 
in der Öff entlichkeit für die Elbphilharmonie begann zu schwin-
den. Im Bewusstsein, dass sich die öff entliche SƟ mmung vor 
der bevorstehenden BürgerschaŌ swahl drehen könnte, woll-
ten die öff entlich Verantwortlichen die MiƩ el für die Elbphil-
harmonie noch in den Haushalt 2007 einbringen. Aufgrund des 
zeitlichen Drucks, den Vertrag schnell zu unterzeichnen, wur-
den Warnungen von Planern über eine verfrühte Ausschrei-
bung bewusst ignoriert.

Änderungen am Projekt sind nicht immer nur eine Folge von ent-
deckten Fehlern, sondern können sich auch aus nachträglichen 
Änderungswünschen des Bauherrn ergeben. Projekte, die an-
fänglich bewusst verschlankt wurden, um eine möglichst hohe 
ZusƟ mmung in der Öff entlichkeit zu erreichen, werden oŌ  nach-

31 Vgl. Der Spiegel (2013), S. 119 und Fiedler/Schuster (2015), S. 22.
32 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 53.
33 Bei hoch standardisierten Bauformen, wie Eigenheimen, Flugzeughallen oder Ver-

waltungsgebäuden kann eine parallele Herangehensweise oŌ  sinnvoll sein, da sie zu 
Zeitersparnissen beitragen kann.

34 Bei Planungen, die parallel zur Ausführung staƪ  inden, besteht die Gefahr, dass Fehler 
erst spät bemerkt und damit nöƟ ge Änderungen besonders teuer werden.
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träglich in ihrem Umfang ausgeweitet. Dieses Problem ist beson-
ders ausgeprägt, wenn im Vorfeld der Bedarf der Baumaßnahme 
nur unzureichend geklärt wurde.

Planungsdefi zite können aber auch die BetriebswirtschaŌ lichkeit 
eines öff entlichen Großprojekts mindern, wie das folgende Bei-
spiel zeigt. 

Kasten 2: UnwirtschaŌ liche Planung der BER-Fluggast brücken

Die regelmäßige Anordnung der einzelnen Brücken mindert die 
tatsächliche Kapazität des Flughafens, denn große Flugzeuge 
wie der A380 reichen bis zu den benachbarten Brücken und 
blockieren drei Plätze staƩ  nur einen. Auch ragen solch gro-
ße Flugzeuge bis ins Rollfeld hinein, sodass diese, solange sie 
sich an der Fluggastbrücke befi nden, andere Flugzeuge beim 
Erreichen und Verlassen des Flughafens hindern.35 Durch eine 
bessere Planung häƩ e die öff entliche Hand „dann bei gleichem 
InvesƟ Ɵ onsvolumen einen Flughafen mit einer höheren Kapa-
zität, besserer FunkƟ onalität und geringeren Betriebskosten 
bekommen.“36

Besonders wichƟ ge Elemente der Planung sind solide Bedarfspla-
nungen und WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen, die nun bespro-
chen werden.

2.1.1. Unzureichende Bedarfsplanung

In der Bedarfsplanung wird geklärt, was die öff entliche Hand 
will (Zweck) und wie dies realisiert werden kann (bauliche 
Umsetzung).37 Eine klare und vollständige ErmiƩ lung des Bedarfs 
ist grundlegend, um die beste Variante (sprich: die beste Bauaus-

35 Vgl. Forschungsgruppe LuŌ verkehr (2014), S. 9.
36 Forschungsgruppe LuŌ verkehr (2014), S. 9-10.
37 Siehe hierzu DIN 18205 (1996), S. 20.
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führung) auszuwählen. „Die Vollständigkeit der Bedarfsplanung 
ist damit auch eine wesentliche Voraussetzung für eine kosten- 
und termingerechte Realisierung der Baumaßnahme.“38 

Leider erfolgt die ErmiƩ lung der Bauherrenwünsche bei öff ent-
lichen Großprojekten nur sehr unzureichend. Das führt häufi g zu 
teuren Revisionen im Projektverlauf.39

Kasten 3: Mangelnde Bedarfsplanung bei Elbphilharmonie 
und BER

Elbphilharmonie: Bei der Elbphilharmonie verdeutlichen die 
dramaƟ schen Bauänderungen die unzureichende ErmiƩ lung 
des Bedarfs im Vorfeld. Neben den bereits erwähnten nach-
träglichen Änderungen, die einen driƩ en Konzertsaal, einen 
vergrößerten Ticketverkaufsbereich und eine Cafeteria vorsa-
hen, wurde auch die Höhe zwischen den Stockwerken redu-
ziert, um die Zahl der Hotelzimmer und die Rentabilität des 
gewerblichen Mantels zu erhöhen.40

Flughafen BER: An einer sorgfälƟ gen BedarfsermiƩ lung hat es 
auch bei dem Problemfl ughafen BER gemangelt. Der Flugha-
fen wurde anfangs mit 200.000 Quadratmetern geplant. Heute 
ist er auf 340.000 Quadratmeter angewachsen. Erst im Laufe 
des Baus zeigte sich, dass mehr Platz benöƟ gt wird, um die 
gewünschten Kapazitäten zu erreichen.41 Aber auch trotz der 
Erweiterung wird der BER schon bei Eröff nung zu klein sein.42

 
Eine gründliche BedarfsermiƩ lung ist Voraussetzung für kosten-
stabiles Bauen, wie auch der der Landesrechnungshof Hamburg 

38 Landesrechnungshof Hamburg (2010), S. 32.
39 Vgl. BMVI (2015), S. 18.
40 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 8. und BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Ham-

burg (2014), S. 528.
41 Vgl. Der Spiegel (2013), S. 120.
42 Vgl. WirtschaŌ swoche Online (2015).
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in seinem Bericht betont: „Dies bestäƟ gt die allgemein herr-
schende Auff assung, dass in der Phase der BedarfsermiƩ lung der 
Einfl uss auf die Baukosten eines Projekts am größten ist.“43 Es ist 
daher besonders fatal, wenn dieser PlanungsschriƩ  bei öff ent-
lichen Großprojekten nicht sorgfälƟ g ausgeführt wird.

2.1.2. Unzureichende oder verzerrte WirtschaŌ lichkeits-
untersuchungen

Öff entliche Projekte sind effi  zient, wenn der Nutzen des Projekts 
die einzusetzenden Kosten übersteigt und wenn das Projekt in 
seiner entsprechenden Ausführung ein besseres Nutzen-Kosten-
Verhältnis aufweist als AlternaƟ vprojekte. Nur wenn diese beiden 
Bedingungen erfüllt sind, wird gewährleistet, dass Steuergelder 
in Projekte fl ießen, die den größtmöglichen Nutzen für die Bevöl-
kerung sƟ Ō en. WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen sind ein Instru-
ment, um herauszufi nden, ob und in welcher Form44 ein Projekt 
besonders nutzensƟ Ō end ist. WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen 
umfassen die für Projektentscheidungen so wichƟ gen Nutzen-
Kosten-Rechnungen.45 

Trotz gesetzlicher Verpfl ichtung (zum Beispiel § 7 BHO) werden 
WirtschaŌ lichkeitsrechnungen oŌ  nur unzureichend und in vielen 
Fällen gar nicht angestellt.46 Bei 85 Prozent aller fi nanzwirksamen 
Maßnahmen,47 die von Bundesministerien und nachgeordneten 
Behörden gemeldet wurden, lagen keine WirtschaŌ lichkeitsun-

43 Landesrechnungshof Hamburg (2010), S. 32.
44 Untersucht werden dabei unter anderem die verschiedenen Beschaff ungsvarianten 

der Leistungserbringungen, wie zum Beispiel Neubau, Ankauf, Anmietung oder ÖPP.
45 Nutzenangaben sind jedoch schwer objekƟ v zu quanƟ fi zieren. Daher bieten Nutzen-

Kosten-Analysen immer Raum für strategische ManipulaƟ on, wie z. B. geschönte Zah-
len, um Projekte poliƟ sch durchzusetzen. Dennoch können transparent und vergleich-
bar angeferƟ gte Nutzen-Kosten-Analysen, die der Öff entlichkeit zugänglich sind, dazu 
beitragen, eine belastbarere Entscheidungsgrundlage für Projekte zu schaff en. 

46 Rechnungshöfe des Bundes und der Länder (2011), S. 25.
47 Dabei handelt es sich nicht ausschließlich um Bauprojekte. Es wird aber deutlich, dass 

die öff entliche Hand die rechtliche Verpfl ichtung nach § 7 BHO nur in den seltensten 
Fällen überhaupt beachtet.
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tersuchungen vor, wie der Präsident des Bundesrechnungshofs 
betont.48 In den anderen Fällen würden WirtschaŌ lichkeitsunter-
suchungen mangelhaŌ  erstellt. Im Detail handelt es sich um fol-
gende Missstände:49 

 � Nutzen-Kosten-Rechnungen bleiben oŌ  aus. Es wird gar nicht 
untersucht, ob der erwartete Nutzen eines Projektes dessen 
Aufwand übersteigt. 

 � Variantenuntersuchungen werden oŌ mals nicht systemaƟ sch 
angestellt. Vorhandene Einsparpotenziale werden daher oŌ  
nicht erkannt und ausgeschöpŌ .

 � Selbst, wenn verschiedene Beschaff ungsvarianten untersucht 
werden, werden wirtschaŌ lichere Varianten ohne ausreichen-
de Begründung verworfen. 

Die Folge von unzureichenden WirtschaŌ lichkeitsuntersuchun-
gen ist eine ineffi  ziente Verwendung von Steuergeldern.50 

Kasten 4: Verzerrungen beim Bundesverkehrswegeplan (BVWP)

Bundesverkehrsinfrastrukturprojekte dürfen nur geplant und 
gebaut werden, wenn der Bedarf ermiƩ elt wurde.51 Dies ge-
schieht im Rahmen des sogenannten Bundesverkehrswege-
plans (BVWP). Kernelement des BVWP sind Nutzen-Kosten-
Analysen (NKA), welche die InvesƟ Ɵ onskosten eines Projekts 
mit den zu erwartenden posiƟ ven und negaƟ ven Eff ekten des 
Projekts vergleichen. Die NKA sollen dabei helfen, Fernstraßen- 

48 Vgl. Engels (2013), S. 5.
49 Vgl. Landesrechnungshof Hamburg (2010), S. 36.
50 Der Hamburger Landesrechnungshof beispielsweise schätzt, dass fehlende Wirt-

schaŌ lichkeitsuntersuchungen alleine bei den untersuchten Baumaßnahmen der Jah-
re 2008 und 2009 zu Kostensteigerungen von 18,4 Millionen Euro im Betrachtungs-
zeitraum geführt haben. Vgl. Landesrechnungshof Hamburg (2010), S. 36.

51 Vgl. BMVI (2015), S. 21.
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und Schienenprojekte auszuwählen, die einen besonders ho-
hen Nutzen versprechen. 

Doch auch bei den Untersuchungen im Rahmen des BVWP 
bestehen erhebliche Probleme. Das Nutzen-Kosten-Verhältnis 
(NKV) der Verkehrsinfrastrukturprojekte hängt ganz wesentlich 
von den InvesƟ Ɵ onskosten ab. Wenn die InvesƟ Ɵ onskosten un-
zureichend ermiƩ elt wurden, sind auch die NKV-Angaben irre-
führend.52, 53 Der Bundesrechnungshof bemängelt beispielswei-
se die fehlende Verlässlichkeit und mangelnde Vergleichbarkeit 
der von den Ländern gemeldeten Zahlen.54

Die fehlende Vergleichbarkeit rührt auch aus der dezentralen 
Logik des BVWP. Die Länder haben die Aufgabe, über ihre Stra-
ßenbauverwaltungen ihren Bedarf in Form von Projekten an 
den Bund zu melden. Die Länder haben ein Interesse daran, 
möglichst viele eigene Projekte anzumelden, da sie sich um 
das Geld des Bundes bewerben.55 Es entsteht ein WeƩ bewerb 
der Länder um Bundesgelder, der Anreize setzt, lokal wichƟ ge, 
aber gesamtstaatlich fragwürdige Projekte mithilfe geschönter 
Zahlen durchzusetzen.56

Im heuƟ gen System des BVWP bestehen also starke Anrei-
ze, regionale Interessen über gesamtstaatliche zu stellen. Ein 
„survival of the unfi Ʃ est“ ist daher trotz verpfl ichtender Wirt-
schaŌ lichkeitsuntersuchungen nicht ausgeschlossen.

52 Siehe hierzu Bundesrechnungshof (2016), S. 3.
53 ProblemaƟ sch ist unter dem Aspekt geschönter Kostenangaben, dass im BVWP für 

Projekte im „Weiteren Bedarf“ ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von knapp über 1 aus-
reicht. Bei nachträglichen Kostensteigerungen können die NKV-Werte auf unter 1 fal-
len. In diesem Fall werden Verkehrsprojekte gebaut, deren Kosten den zu erwarten-
den Nutzen übersteigen.

54 Bundesrechnungshof (2016), S. 3. Weiter heißt es, dass auch aktuelle Versuche, Ver-
gleichbarkeit und Verlässlichkeit der NKV zu verbessern, nicht erfolgreich waren.

55 „Versuche von Landesregierungen, große Bauprojekte aus poliƟ schen Erwägungen 
zur Schaff ung kurzfrisƟ ger regionaler WirtschaŌ simpulse zu beantragen, spielen hier-
bei eine wichƟ ge Rolle.“ Roland Berger (2013), S. 15.

56 Roland Berger (2013), S. 15-16.
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Mischfi nanzierung verstärkt die Gefahr unzureichender sorgloser 
Planung bei öff entlichen Projekten.57 Wenn, wie im Fall des Bun-
desstraßenbaus (Kasten 4), die Länder die Planungskosten tragen, 
der Bund aber die InvesƟ Ɵ onskosten, entsteht folgende anreiz-
feindliche SituaƟ on: Die Kosten für eine fundierte Planung sowie 
genaue Kostenschätzungen fallen den Ländern zur Last, wohinge-
gen sie nicht von besserer Planung profi Ɵ eren. 

Gute Planung kann den Ländern oder Kommunen sogar schaden. 
Denn öff entliche Gelder werden an Projekte verteilt, die auf dem 
Papier am günsƟ gsten aussehen. Es besteht die Gefahr, dass sorg-
fälƟ g geplante Projekte somit formal schlechter abschneiden als 
Konkurrenzprojekte, die verzerrte Kostenangaben aufweisen.58 
Damit sinkt die Chance, dass sorgfälƟ g geplante Projekte poliƟ -
sche ZusƟ mmung und öff entliche Gelder erhalten. In diesem Fall 
erleiden Länder oder Kommunen, die solide geplant haben, zwei-
fache Verluste: erstens haben sie höhere Planungskosten getra-
gen und zweitens erhalten sie dadurch weniger BundesmiƩ el. 

Doch auch wenn WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen durchgeführt 
werden, basieren diese nicht immer auf soliden Kostenangaben. 
Denn häufi g werden Kosten geschätzt, bevor präzise Planungen 
vorliegen und solide Prognosen überhaupt möglich sind.59 Der 
Hamburger Landesrechnungshof weist darauf hin, dass bei vielen 
Projekten die Kosten zur Bedarfsdeckung viel zu niedrig angesetzt 
waren und entsprechende Nutzen-Kosten-Rechnungen verzerrt 

57 Siehe hierzu Flyvbjerg (2009), S. 350, 352, 359.
58 AnekdoƟ sche Evidenz liefert der Architekt von StuƩ gart 21, Christoph Ingenhoven: 

„Man häƩ e zugeben müssen, dass die Brandschutzpläne [des BER] ungenügend wa-
ren. Aber PoliƟ ker wollen das nicht, sie verlieren dann ihr Amt, denn sie müssten ja 
der Öff entlichkeit eine unternehmerische Strategie vermiƩ eln – wir geben jetzt mehr 
Geld aus, auch brauchen wir länger, aber dafür haben wir die Probleme dann im Griff .“ 
Der Spiegel (2013), S. 121.

59 Vgl. BMVI (2015), S. 14.



22

sind.60 Dahinter steckt oŌ  poliƟ sches Kalkül,61 wie auch im Bericht 
der Reformkommission Großprojekte hingewiesen wird, wo es 
heißt: „ Die regelmäßige Unterschätzung der Kosten und des Zeit-
bedarfs ist poliƟ sch moƟ viert, um die Durchsetzung der Projekte 
zu erleichtern.“62

Kasten 5: Vage Kostenschätzungen bei der Elbphilharmonie

In der Leistungsbeschreibung der Elbphilharmonie wurden 
zum Beispiel einige Gebäudeteile als bloße BudgetposiƟ onen 
ohne schlüssig begründete KalkulaƟ onen aufgeführt. Diese 
projizierten Kosten stellten sich später als unrealisƟ sch niedrig 
heraus. Die Kosten der Bühnentechnik des großen Konzertsaals 
wurden zunächst mit 13 Millionen Euro angegeben und dann 
mit nur 7,5 Millionen Euro. Bei einer späteren Budgetanpas-
sung wurden die Ausgaben für die Bühnentechnik auf mehr als 
16 Millionen Euro erhöht. Zu keinem Zeitpunkt lag jedoch eine 
konkrete Planung vor.63 FakƟ sch kommt dies einer Verletzung 
gesetzlicher Regelungen gleich, die Ausgaben und Verpfl ich-
tungsermächƟ gungen für Baumaßnahmen erst vorsehen, 
wenn KostenermiƩ lungen vorliegen.64

Um wirklich belastbare Kostenzahlen für Großprojekte zu er-
halten, ist eine BerücksichƟ gung möglicher Kostenrisiken unab-
dingbar. Großprojekte bringen aufgrund ihrer Komplexität und 
neuarƟ gen Bauformen ein großes Maß an Unsicherheit mit sich. 
Nicht selten wird jedoch angenommen, dass alles nach Plan lau-

60 Vgl. Landesrechnungshof Hamburg (2010), S.33.
61 Wie der Architekt des BER, Meinhard von Gürkan, in Der Spiegel meint, spielt Lügen 

eine immense Rolle bei öff entlichen Großprojekten: „Die reine Wahrheit bringt einen 
in diesem MeƟ er nicht weiter. Die Oper in Sydney wäre nie genehmigt worden, wenn 
man von Anbeginn an gewusst häƩ e, was sie kosten würde. Das geht nur mit falschen 
Unterlagen.“ Der Spiegel (2013), S. 124.

62 BMVI (2015), S. 14.
63 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 15; BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg 

(2014), S. 252f.
64 § 24 Abs. 1 BHO.
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fen wird. Puff er für Verspätungen, Änderungen von Sicherheits- 
und Umweltstandards sind die Ausnahme, auch werden mögliche 
Management- oder Vertragsprobleme kaum berücksichƟ gt.65 

Kasten 6: Risikovernachlässigung bei der Elbphilharmonie

Die Elbphilharmonie ist ein Unikatsbau mit besonders hohem 
Risikopotenzial. Dennoch wurden Risiken leichƞ erƟ g ausge-
blendet: Obwohl ein angefordertes Gutachten über die Trag-
fähigkeit des alten Kaispeichers noch ausstand, wurde schon 
mit dem Bau der Philharmonie begonnen. Das Ergebnis des 
Gutachtens war unerfreulich, denn die Betonpfeiler des alten 
Kaispeichers wiesen eine unzureichende Tragfähigkeit auf. In 
der Folge mussten hunderte zusätzliche Pfeiler aufgestellt wer-
den,66 was zu zusätzlichen Kosten führte. 

Auch wurden Risiken bei der hochkomplexen Fassade nahezu 
kompleƩ  vernachlässigt. Obwohl die Fassade der Elbphilhar-
monie mit tausenden individuell geformten Glaselementen 
eine technologische und planerische Herausforderung war, la-
gen nur sehr grobe Kostenschätzungen vor. Zudem waren im 
Vertrag keine Reserven für mögliche ProdukƟ ons- oder Liefer-
probleme oder Schäden während der Montage vorgesehen.67

WirŌ  man einen Blick auf ausgewählte Großprojekte des Bundes, 
verfesƟ gt sich der Eindruck, dass öff entliche Bauherren Kostenri-
siken vernachlässigen. Im Folgenden sind 10 Projekte aufgelistet, 
bei denen nach Einschätzung des Bundesbauministeriums keine 
oder nur geringe Kostenrisiken bestünden.68 Ein Vergleich der ge-
planten Kosten vom 31.12.2013 mit den aktualisierten Kosten mit 
Stand vom 28.04.2016 zeigt, dass Kostenrisiken erheblich unter-

65 Vgl. Flyvbjerg et al. (2002), S. 289.
66 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 13; BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg 

(2014), S. 185-186.
67 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 14.
68 Vgl. Bundestag Umweltausschuss (2014) und BMUB (2016).



24

schätzt wurden. Die unberücksichƟ gten Kostenrisiken summieren 
sich alleine bei diesen 10 Projekten auf fast 88 Millionen Euro – 
dies entspricht einer Kostensteigerung von mehr als 15 Prozent 
gegenüber 2013. Dabei muss berücksichƟ gt werden, dass auch 
die Kosten im Jahr 2013 bei einzelnen Projekten in der Vergangen-
heit immer wieder nach oben korrigiert wurden. Die Asbestsanie-
rung der Berliner Staatsbibliothek am Standort Potsdamer Straße 
wies 2016 sogar schon den 6. haushaltsmäßigen Nachtrag auf. 

Tabelle 3: Kostenrisiken von ausgewählten Bauprojekten des Bundes 

Bauprojekt Projekt-
kosten 
(2013)69

Kostenrisiko Projekt-
kosten 
201670

Unbe-
rück-
sichƟ gte 
Kosten-
risiken

Grundsanierung des 
Bundesverfassungsgerichts

55.500* Kostenrisiken von 
2 Mio. in Prognose 
enthalten – keine 
weiteren Kosten-
risiken

57.600 2.100

Bundespolizeifl iegerstaff el 
Oberschleißheim und Polizei-
hubschrauberstaff el Freistaat 
Bayern

43.650 Keine besonderen 
Kostenrisiken 
erkennbar

46.096 2.446

Bundesanstalt für Material-
forschung und -prüfung, 
Sanierung und Umbau Labor-
gebäude Haus 30, Berlin

47.900 Keine weiteren Kos-
tenrisiken erkennbar

55.838 7.938

Neubau für MariƟ mes Sicher-
heitszentrum Cuxhaven

15.895* Kostenrisiken in 
Prognose enthalten, 
keine weiteren Kos-
tenrisiken erkennbar

17.638 1.743

Deutsche BotschaŌ  Paris 20.214 Keine besonderen 
Kostenrisiken (bis 
auf 100.000 € für 
Schleuse)

24.890 4.676

69 Diese Angabe entspricht den Projektgesamtkosten zum SƟ chtag 31.12.2013 oder der 
angegebenen Gesamtprognose, falls diese höher liegt. Es wurde der jeweils höhere 
Wert für 2013 gewählt. Daher handelt es sich bei der angegebenen Kostenüberschrei-
tung von rund 15 Prozent um eine eher konservaƟ ve Berechnung. Projekte, denen 
eine Kostenprognose als Projektkosten (2013) zugrunde liegt, sind mit * gekennzeich-
net.

70 Stand: 28.04.2016.
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Bauprojekt Projekt-
kosten 
(2013)69

Kostenrisiko Projekt-
kosten 
201670

Unbe-
rück-
sichƟ gte 
Kosten-
risiken

Deutsche BotschaŌ  Peking 13.400 Keine weiteren 
besonderen Kosten-
risiken erkennbar

16.300 2.900

Deutsche Schule Madrid 60.596* Keine weiteren 
besonderen Kosten-
risiken erkennbar

68.672 8.076

Neubau Bundesministerium 
des Innern, Berlin

208.000 Keine besonderen 
Kostenrisiken er-
kennbar

228.000 20.000

Pergamonmuseum 273.000* Keine weiteren Kos-
tenrisiken erkennbar 
(die nicht schon in 
Prognose eingefl os-
sen sind)

306.000 33.000

Asbestsanierung Staatsbiblio-
thek Potsdamer Str., Berlin

73.000 Keine weiteren Kos-
tenrisiken erkennbar

78.000 5.000

∑ = 87.879

Quelle: BMUB (2016), eigene Berechnungen, Angaben in T€.

2.2. Fehlanreize bei der Vergabe

Fehlentscheidungen in der Vergabe können zu Schlechtleistun-
gen, Verzögerungen, StreiƟ gkeiten oder gar Insolvenzen führen, 
die letztlich das Budget sprengen. Eine erfolgreiche Ausschrei-
bung muss aber sorgfälƟ g vorbereitet werden. Im Vorfeld gilt es, 
folgende SchriƩ e zu erfüllen: 

 � Erstellung der Leistungsbeschreibung: Zuerst müssen die An-
forderungen an das geplante Projekt festgelegt werden. Dieser 
SchriƩ  wird in der Planungsphase unternommen. Es wird ge-
raten, die gewünschte Leistung so eindeuƟ g und erschöpfend 
wie möglich zu beschreiben.71 MangelhaŌ e Vorplanungen bei 
öff entlichen Großprojekten erhöhen jedoch die Gefahr von 
Fehlern in der Leistungsbeschreibung.

71 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für WirtschaŌ  und Medien, Energie und Technolo-
gie (2014), S. 3; § 7 Abs. 1 S. 1 VOB/A.
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 � Festlegung der Eignungskriterien: Im zweiten SchriƩ  wird 
festgelegt, welche Anforderungen potenzielle Bieter erfüllen 
müssen. Es werden Kriterien aufgestellt, um zu beurteilen, ob 
Bieter die nöƟ ge Fachkunde besitzen oder leistungsfähig genug 
sind, das Projekt erfolgreich abzuschließen.

 � Festlegung von Wertungskriterien: In diesem SchriƩ  besƟ mmt 
der AuŌ raggeber, welche Kriterien zur Wertung der Angebote 
herangezogen und wie stark diese gewichtet werden. Häufi g 
dominiert der Preis als Wertungskriterium; nicht selten als allei-
niges Zuschlagskriterium. Dem öff entlichen AuŌ raggeber steht 
es jedoch frei, auch qualitaƟ ve Wertungskriterien (wie zum Bei-
spiel Qualität, Unterhaltskosten und Lebens dauer) zusätzlich 
zum Preis in die Entscheidung aufzunehmen.72 Bei technisch 
komplexen Bauvorhaben können auch die jeweiligen Bieterkon-
zepte zur Terminplanung, der logisƟ schen Durchführung oder 
das technische Konzept in die Wertung einfl ießen.

Nach Abschluss dieser VorbereitungsschriƩ e kann die Vergabe 
durchgeführt werden. Der Zuschlag wird dem Unternehmen mit 
dem besten Wertungsergebnis erteilt. Am Ende des Vergabeverfah-
rens wird – im Idealfall – das wirtschaŌ lichste Angebot ausgewählt. 

In der Praxis verlaufen Vergabeverfahren jedoch nur selten so 
idealtypisch. Im Folgenden werden drei Probleme bei Vergabe-
verfahren öff entlicher Großprojekte diskuƟ ert.

2.2.1. Ausschreibungsfehler aufgrund von Planungsmängeln

Laut Vergabeordnung ist die Bauleistung eindeuƟ g und erschöp-
fend zu beschreiben, so dass die potenziellen Bieter eine verläss-
liche Grundlage zur ErmiƩ lung eines Angebotspreises vorfi nden.73 
Die Vorgaben für das Aufstellen sorgfälƟ ger Leistungsbeschrei-

72 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für WirtschaŌ  und Medien, Energie und Technolo-
gie (2014), S. 3.

73 § 7 Abs. 1 Nr. 1 VOB/A.
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bungen werden in der Praxis allzu häufi g nicht genügend beach-
tet. Die Leistungsbeschreibung ist oŌ  zu grob, unvollständig oder 
gar fehlerhaŌ  und für die Bauausführung nicht ausreichend.74 Re-
gelmäßig wird nur auf Grundlage einer unvollständigen Ausfüh-
rungsplanung ausgeschrieben.75 

Die mangelnde Vorbereitung verletzt die gesetzlichen BesƟ m-
mungen öff entlicher Ausschreibungen. Dies verursacht im spä te -
ren Bauverlauf meist „ressourcenbindendes Nachplanen seitens
der Bauunternehmen“ und „improvisierte Ad-hoc-Handlungen
vor Ort“.76 „Dies führt zu UnterkalkulaƟ on, StreiƟ gkeiten wäh-
rend der Bauabwicklung und zu kostenauslösenden Nach trags-
for derungen.“77

FehlerhaŌ e Leistungsbeschreibungen können zu falschen Verga-
beentscheidungen führen. Dies zeigt das Beispiel BER, wo sich 
Vergabefehler auf schlechte Planungen, allen voran auf verzerrte 
Kostenzahlen, zurückführen lassen. 

Kasten 7: Vergabefehler beim BER

Für den Bau des BER-FluggasƩ erminals sollte ursprünglich ein 
Generalunternehmer per Ausschreibung gefunden werden. 
HochƟ ef unterbreitete ein Angebot von 1,04 Milliarden Euro 
für den Terminalbau.78 Die Kostenschätzung der BER-Verant-
wortlichen belief sich jedoch auf gerade einmal 619 Millionen 
Euro.79 Der Aufsichtsrat des BER sah daher die Angebote der

74 Siehe Kapitel 2.1.1 und Uhl/Höppner (2010), S. 9.
75 Die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) sieht vor, eine Ausfüh-

rungsplanung anzuferƟ gen, bevor mit der Ausschreibung begonnen wird. Die Aus-
führungsplanung ist ein Ɵ eferer PlanungsschriƩ  als die Entwurfsplanung. Hier wird 
herausgearbeitet, wie der Bau realisiert werden soll. In der Realität ist die Reihenfolge 
oŌ  umgekehrt – erst Ausschreibung und Vertrag, dann Planung. Vgl. Thierau (2013), 
S. 679. 

76 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 9.
77 Thierau (2013), S. 674.
78 Vgl. Tagesspiegel (2012b).
79 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin (2016), S. 111.
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privaten Bieter als unwirtschaŌ lich an und hob die Ausschrei-
bung auf.80 StaƩ dessen entschieden sich die Verantwortlichen 
des BER, das Baugeschehen selbst in die Hand zu nehmen. Das 
Projekt wurde in sieben Lose aufgeteilt, die wiederum in meh-
rere Teillose aufgespaltet wurden.81, 82 Man erhoŏ  e sich durch 
die neue Vergabestrategie eine erhebliche Kostenminderung 
gegenüber dem Angebotspreis von HochƟ ef. 

Dies erwies sich jedoch als Fehleinschätzung: Schätzungen aus 
dem Jahr 2012 beziff ern die voraussichtlichen Kosten auf min-
destens 1,2 Milliarden Euro – damit mehr als doppelt so hoch 
wie ursprünglich erwartet und fast 200 Millionen Euro über 
dem Angebotspreis von HochƟ ef.

HäƩ en die Verantwortlichen des BER hingegen das Angebot 
des Generalunternehmers HochƟ ef angenommen, wären nicht 
nur die fi nanziellen Verbindlichkeiten des AuŌ raggebers für 
das Terminal geringer ausgefallen, sondern es häƩ e auch weni-
ger komplexe SchniƩ stellen gegeben. Kurz gesagt: Die Gesamt-
vergabe häƩ e Kosten und Komplexität für die öff entliche Hand 
wohl gesenkt. Der Verdacht liegt nahe, dass die nach unten 
verzerrten Kostenschätzungen zu Beginn ganz wesentlich zur 
Fehlentscheidung beigetragen haben. 

2.2.2. Wissensbruch und unklare Verantwortlichkeiten bei 
klassischen Vergabemodellen 

Die öff entliche Hand ist bei der Wahl der Vergabeform an die Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, insbesondere Teil 

80 Die drei weiteren Konkurrenzangebote beliefen sich ebenfalls auf Werte um 1 Milliar-
de Euro.

81 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin (2016), S. 112. 
82 Die AuŌ eilung des Projekts in mehrere Lose erhöhte die SchniƩ stellenproblemaƟ k, 

wie es im Bericht des Untersuchungsausschusses heißt. Das Scheitern der Vergabe 
an einen einzigen Generalunternehmer hat somit zusätzlich die Komplexität des BER 
erhöht. Vgl. Fiedler/Wendler (2015), S. 46-47.
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A (VOB/A), sowie an das GWB gebunden.83 Spezialisierte private 
Anbieter haben oŌ  einen InformaƟ onsvorsprung gegenüber der 
öff entlichen Hand. Durch die strengen rechtlichen Vorgaben soll 
das KräŌ eungleichgewicht, das sich aus dem InformaƟ onsvor-
sprung der privaten Firmen ergibt, entschärŌ  werden.84 Die star-
ren Regeln des Vergaberechts schießen aber über das Ziel hinaus. 
Die Vergaberegeln führen in der Praxis dazu, dass es bei der klas-
sischen Vergabe zu unklaren Verantwortlichkeiten und Wissens-
brüchen kommt.

Wissensbruch bei konstrukƟ ven Ausschreibungen 

Die Regelform der Vergabe ist die sogenannte „konstrukƟ ve Aus-
schreibung“. Diese sieht eine detaillierte Leistungsbeschreibung 
mit Leistungsverzeichnis vor, in der die auszuführenden Leistun-
gen in allen Einzelheiten darzulegen sind.85 Bei der konstrukƟ ven 
Ausschreibung ist eine vollständige Trennung von Bauplanung 
und Bauausführung vorgesehen. Für die gesamte Bauplanung – 
von der Objektbeschreibung bis zur Ausführungsplanung (siehe 
Abbildung 5) – ist die öff entliche Hand verantwortlich, für die 
Bauausführung der erfolgreiche Bieter. 

Abbildung 5:  Planungsleistungen der öff entlichen Hand bei funkƟ onalen 
Ausschreibungen

Objektbeschreibung
Vorplanung Min.

Planungsleistungen 
der öff entlichen 

Hand als Grundlage 
einer Leistungs-

beschreibung 
mit Leistungs-

programm
Max.

Entwurfs planung
Genehmigungsplanung
Teilweise Ausführungsplanung
Vollständige Ausführungsplanung

Quelle: eigene Darstellung, entnommen aus Kumlehn (2005), S. 101.

83 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 5.
84 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 5.
85 Uhl/Höppner (2010), S. 5 und § 7b Abs. 1 VOB/A.
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Diese Trennung von Planung und Ausführung führt jedoch zu ei-
nem „InformaƟ ons- und KoordinaƟ onsbruch“.86 Effi  zienzpoten-
ziale werden nicht vollständig ausgeschöpŌ , da das Planungs-
Know-how privater Bieter nicht abgerufen wird. Im Gegenzug hat 
die öff entliche Hand nicht immer die nöƟ ge FachexperƟ se, um 
diesen InformaƟ onsbruch auszugleichen und ist überfordert mit 
dem Erstellen einer detaillierten Leistungsbeschreibung, gerade 
bei Großprojekten.87 Die Gefahr ist daher groß, dass Ausschrei-
bungsdetails fehlerhaŌ  formuliert und letztlich falsche Angebote 
ausgewählt werden.

FunkƟ onale Ausschreibungen bieten einen Ausweg,88 da Bau-
unternehmen hier frühzeiƟ g ihr Fachwissen einbringen können. 
Bei funkƟ onalen Ausschreibungen gibt der Bauherr keine de-
taillierte Leistungsbeschreibung vor, sondern arbeitet ein Leis-
tungsprogramm aus, welches lediglich die Rahmenbedingun-
gen und das zu erreichende Ziel des Projekts defi niert.89 Dabei 
hat die öff entliche Hand die Möglichkeit, Planungsleistungen in 
erheblichem Umfang an private Unternehmen zu vergeben – 
beispielsweise kann das Unternehmen mit der AnferƟ gung der 
Ausführungsplanung betraut werden (siehe Abbildung 5). Selbst 
wenn die öff entliche Hand die Ausführungsplanung übernimmt, 
geschieht dies bei funkƟ onalen Ausschreibungen in der Form, 
dass lediglich die Rahmenbedingungen der Bauleistungen defi -

86 Uhl/Höppner (2010), S. 7.
87 Auch besteht die Möglichkeit, dass durch eine allzu spezifi sche Ausschreibung „alter-

naƟ ve, vielleicht technisch sogar noch bessere Lösungen … unberücksichƟ gt bleiben“. 
Vgl. Anheier et al. (2016), S. 14.

88 Grundsätzlich hat die öff entliche Hand auch die Freiheit, zwischen konstrukƟ ver oder 
funkƟ onaler Ausschreibung zu wählen. Siehe § 7b und 7c VOB/A.

89 Schiefer verdeutlicht den Unterschied zwischen konstrukƟ ver und funkƟ onaler Leis-
tungsbeschreibung wie folgt: „In einer konstrukƟ ven Leistungsbeschreibung werden 
im Leistungsverzeichnis nicht nur die Höhe der Mauer, sondern auch Baumaterialien 
und Baumethode festgelegt. Bei der funkƟ onalen Leistungsbeschreibung werden nur 
Höhe und Zweck (FunkƟ on) der Mauer beschrieben. Materialien und Baumethode 
bleiben dem Bieter überlassen.“ Österreichische Bauzeitung Online/Schiefer (2015).
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niert werden. Der erfolgreiche Bieter hat dann die Aufgabe, für 
die konkrete Ausgestaltung der Ausführungsplanung zu sorgen.  

Die Bündelung von Planungs- und Bauleistungen bei funkƟ onalen 
Ausschreibungen erlaubt es Bietern, sich früh und in verstärktem 
Maße an der Gestaltung des Bausolls zu beteiligen. Je früher die 
Bauausführenden in den Planungsprozess eingebunden werden, 
desto größer ist das bestehende OpƟ mierungspotenzial.90 Funk-
Ɵ onale Ausschreibungen erlauben es spezialisierten Bauunter-
nehmen, ihre VergabeposiƟ on durch innovaƟ ve OpƟ mierungs-
vorschläge zu verbessern. Da von einem reinen PreisweƩ bewerb 
verstärkt zu einem IdeenweƩ bewerb übergegangen wird, eröff -
nen sich neue Diff erenzierungsstrategien. 

Trotz dieser erheblichen Vorteile können funkƟ onale Ausschrei-
bungen auch Nachteile mit sich bringen. So wird der erhöhte 
Aufwand für AuŌ raggeber und AuŌ ragnehmer kriƟ siert. Zwar 
kann sich der Aufwand des AuŌ raggebers erhöhen, die Vergabe 
vorzubereiten und die Angebote zu bewerten, jedoch wird der 
öff entliche AuŌ raggeber auch von Planungsleistungen in erheb-
lichem Umfang entlastet, beispielsweise der eines detaillierten 
Leistungsverzeichnisses. Auch steigt der Erfüllungsaufwand der 
teilnehmenden Bieter, da diese aufgerufen sind, die funkƟ onale 
Leistungsbeschreibung mit eigenen Vorschlägen zu bereichern. 
Dadurch besteht die Gefahr, dass die Zahl der teilnehmenden Bie-
ter sinkt und damit die Angebotspreise höher ausfallen. Doch de 
facto sind schon heute durch lückenhaŌ e Leistungsbeschreibun-
gen auch bei konvenƟ onellen Vergabeverfahren WeƩ bewerbs-
kräŌ e beschränkt. So moƟ vieren Lücken im Leistungssoll gera-
de Unternehmen mit auf Nachtragsforderungen spezialisierten 

90 In einer Befragung kommen Uhl und Höppner zu dem Ergebnis, dass mehr als 
85 Prozent der Planer und Projektsteuerer sowie mehr als 70 Prozent der Bauun-
ternehmen der Meinung sind, dass „mangelnder InformaƟ ons- und Know-how-
Austausch zwischen Planung und Ausführung als Ursache ineffi  zienter Bauabläufe“ 
angesehen werden kann. Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 8.
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Rechtsabteilungen dazu, sich an der Vergabe mit einem künstlich 
niedrigen Angebot zu beteiligen. Tendenziell betriŏ   das wenige, 
große Baufi rmen. 

Die Einwände gegen funkƟ onale Vergabeverfahren scheinen ge-
rade bei öff entlichen Großprojekten wenig überzeugend, die Vor-
teile dürŌ en überwiegen. Doch trotz der erheblichen Vorteile, 
die funkƟ onale Ausschreibungen versprechen, sind sie eine bei 
öff entlichen Bauprojekten selten gewählte Vergabeform. 

Die öff entliche Hand kann zwar grundsätzlich zwischen konstruk-
Ɵ ver oder funkƟ onaler Ausschreibung wählen,91 doch es beste-
hen Hürden bei der Wahl der funkƟ onalen Ausschreibung. Die 
Vergabe auf Grundlage funkƟ onaler Leistungsbeschreibungen ist 
eine Abweichung von der VOB-Norm. So darf von der klassischen 
Vergabe nur abgewichen werden, „wenn es nach Abwägen aller 
Umstände zweckmäßig ist...“.92 Die Wahl funkƟ onaler Vergabe-
verfahren macht eine umfangreiche Prüfung erforderlich, um die 
Abweichung von der konstrukƟ ven Vergabe zu begründen. Die 
Begründung ist im Vergabevermerk aufzunehmen.   

Unklare Verantwortlichkeiten durch MiƩ elstandsgebot 

Ein weiteres Problem der klassischen Vergabe stellt das MiƩ el-
standsgebot dar, welches gerade bei Großprojekten zu Verant-
wortungsproblemen führen kann. So sieht das GWB grundsätz-
lich vor,93 dass AuŌ räge in Fach- und Teillosen vergeben werden 
müssen. Damit soll sichergestellt werden, dass miƩ elständische 
Baufi rmen, die nur ein begrenztes AuŌ ragsvolumen stemmen 
können, nicht benachteiligt sind. Eine Gesamtvergabe, also die 
Vergabe aller zu erbringenden Leistungen an einen Bieter, muss 
hingegen technisch begründet sein und ist rechtlich anfechtbar. 

91 § 7b und 7c VOB/A.
92 § 7c VOB/A. 
93 § 97 Abs. 4 GWB.
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Zwar kann die Vergabe in Losen wirtschaŌ spoliƟ sch sinnvoll sein, 
doch besteht die Gefahr, dass Größenvorteile und Effi  zienzpoten-
ziale nicht voll ausgeschöpŌ  werden.94 Ein weiteres gravierendes 
Problem der Losvergabe liegt darin, dass sich die Zahl der SchniƩ -
stellen und damit die Komplexität der Baumaßnahme erhöht.95 
Gerade das Problem unklarer SchniƩ stellen wird in vielen Studien 
als Ursache von Baukostensteigerungen angeführt.96 Im Ergebnis 
steigt durch die Zunahme von unklaren SchniƩ stellen das Risiko 
von teuren Baumängeln, wie es am Beispiel des Flughafens BER 
deutlich wird. 

Kasten 8: Losvergabe bei der Entrauchungsanlage des BER

Auch die Entrauchungsanlage des BER Flughafens wurde in 
Teillosen ausgeschrieben. Die Verantwortlichen legten sich da-
rauf fest, dass die Anlage an zwei Unternehmen vergeben wer-
den sollte. Es wurde ein Los für die Abfuhr des Rauchs gebildet, 
welches an Siemens vergeben wurde, und ein Los für die Zu-
fuhr von FrischluŌ , welches an Bosch vergeben wurde. Beide 
Systeme waren jedoch nicht miteinander kompaƟ bel. Darauf-
hin musste die Anlage nochmal grundlegend umgeplant und 
umgebaut werden. Im Nachhinein gestand selbst der damalige 
Flughafen-Chef Mehdorn ein, dass es ein Fehler gewesen sei, 
die Entrauchungsanlage in mehrere Lose unterteilt zu haben.97

Die Gesamtvergabe reduziert SchniƩ stellen und kann damit klare 
Verantwortlichkeiten schaff en. Damit bietet sich die Gesamtver-
gabe gerade für komplexe Großprojekte an. Mit der „Zentralisie-

94 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 11.
 Bei der Gesamtvergabe lassen sich Fixkosten (Maschinen, Geräte) auf ein größeres 

Bauvolumen verteilen. Dadurch werden Kostenvorteile realisiert. Die Vergabe in grö-
ßeren Losen kann zudem günsƟ gere Einkaufspreise bei Baustoff en bedeuten. Vgl. 
Uhl/Höppner (2010), S. 21 und S. 3.

95 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 17.
96 Vgl. BMVI (2015), S. 49-50.
97 Vgl. Berliner Morgenpost (2014).
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rung“ der Verantwortung geht ebenfalls eine Risikoübertragung 
auf den AuŌ ragnehmer für den Bau des Gesamtprojekts und 
nicht nur für Teilleistungen einher. Das schaŏ   Anreize, auf eine 
kosteneffi  ziente Durchführung während der gesamten Bauphase 
zu achten.98 

Des Weiteren schaŏ   die Gesamtvergabe ein hohes Maß an Kos-
tensicherheit für den öff entlichen AuŌ raggeber. Während bei 
Losverfahren 75 Prozent der Kosten erst nach 40 Prozent der Bau-
zeit feststehen und eine Kostenkenntnis von 95 Prozent sich sogar 
erst nach 70 Prozent der Bauzeit einstellt,99 besteht bei einer Ver-
gabe an einen Generalunternehmer (GU) Kostensicherheit schon 
vor Baubeginn (ausgenommen eventueller Nachträge). 

Obwohl die Gesamtvergabe enorme Vorteile bietet, schränkt das 
Gebot der Losvergabe ihre Nutzung erheblich ein. KriƟ ker der Ge-
samtvergabe argumenƟ eren, dass gerade miƩ elständische Bau-
unternehmen mit einem so großen AuŌ ragsvolumen überfordert 
wären. Der Bieterkreis würde schrumpfen und damit WeƩ be-
werbskräŌ e abnehmen. Dabei wird meist übersehen, dass mit-
telständische Bauunternehmen KonsorƟ en bilden können. Da-
für sollten die Vergabefristen jedoch großzügig gewählt werden, 
damit die Möglichkeit besteht, gemeinsame Angebote auszuar-
beiten. 

Gesamtvergabemodelle sichern klare Verantwortlichkeiten und 
ein hohes Maß an Kostensicherheit. Es scheint daher sinnvoll, das 
Gebot der Losvergabe zu lockern, um so die Wahl von Gesamtver-
gabemodellen zu erleichtern.   

98 Kostensteigerungen, die beispielsweise aus einer ineffi  zienten Beschaff ung oder aus 
Planungsfehlern hervorgehen, müssen vom AuŌ ragnehmer getragen werden. Dies 
setzt Anreize, bereits in der Planung auf eine kosteneffi  ziente Ausgestaltung zu ach-
ten. 

99 Vgl. Racky (2015), S. 11.
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2.2.3. Vergabe an den „billigsten“ und nicht den wirtschaŌ lichs-
ten Anbieter

In der Regel erhält das preisgünsƟ gste Angebot den Zuschlag, da 
de facto der Preis das dominante Zuschlagskriterium ist.100 Das 
Vergaberecht erlaubt zwar, Qualitätsmerkmale als zusätzliche 
Wertungskriterien zu defi nieren.101 Doch wegen des Aufwands 
und der Furcht der Anfechtbarkeit wird in der Praxis meist darauf 
verzichtet. Die Dominanz des Preises bei Vergaben führt zu einem 
reinen PreisweƩ bewerb staƩ  zu einem QualitätsweƩ bewerb. Im 
Ergebnis erhält nicht das langfrisƟ g beste, sondern das auf dem 
Papier günsƟ gste Angebot den Zuschlag. 

Wenn ausschließlich der am Anfang genannte Preis ausschlagge-
bend ist, um die Ausschreibung zu gewinnen, kann das ein Um-
feld schaff en, in dem Bieter Anreize haben, künstlich niedrige 
Angebote zu unterbreiten. In vielen Fällen liegen die Angebots-
preise unter der WirtschaŌ lichkeitsgrenze.102 Die an der Vergabe 
teilnehmenden Bieter spekulieren auf Nachträge im späteren 
Projektverlauf. Das Unterbreiten von unwirtschaŌ lich niedrigen 
Angeboten ist, so paradox es auch klingen mag, im Interesse der 
teilnehmenden Unternehmen: Der anfänglich genannte niedri-
ge Preis sichert den Zuschlag, teure Nachträge sichern den Ge-
winn.103   

Nachträge sind besonders teuer. Denn zum einen werden die 
Preise für Nachtragsforderungen nicht mehr im WeƩ bewerb ge-

100 Vgl. BMVI (2015), S. 41.
101 Das GWB erlaubt, dass „alle Aspekte der WirtschaŌ lichkeit“ berücksichƟ gt werden, 

wie Qualität, technischer Wert oder Betriebs- und Folgekosten, wobei der Preis bei 
der Vergabe eine entscheidende Rolle spielen muss. Siehe hierzu BMVI (2015), S. 42 
und § 97 Abs. 3 GWB. 

102 Vgl. BMVI (2015), S. 42.
103 „Aber diese Baukonzerne haben volles Vertrauen in ihre Abteilung für Nachtragsver-

handlungen, also in die Abteilung, die aggressiv nachträgliche Forderungen stellt. Die-
se Konzerne kommen schon an ihr Geld.“ Gerkan, Architekt des BER, in Der Spiegel 
(2013), S. 122.
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funden.104 Der Anbieter, der sich aufgrund seines künstlich nied-
rigen Angebots durchgesetzt hat, ist bei Nachverhandlungen in 
einer strategisch günsƟ gen Lage. Der Verlust der effi  zienzfördern-
den WeƩ bewerbskräŌ e führt bei manchen Projekten sogar dazu, 
dass nachträgliche AuŌ ragsreduzierungen, mit dem Ziel Kosten 
zu senken, das Projekt zusätzlich verteuern.105 Denn auch Planän-
derungen mit der Absicht, den Umfang des Projektes zu verrin-
gern, können teure Nachträge provozieren. Zudem sind späte 
Änderungen systemaƟ sch teurer als Ausbesserungen in gleicher 
Qualität am Anfang des Projekts (siehe Abbildung 4).

Ein reiner PreisweƩ bewerb kann nur dann zur Auswahl des wirt-
schaŌ lichsten Angebots führen, wenn die zu erbringende Leistung 
vollständig, detailliert und richƟ g beschrieben ist.106 Bei Großpro-
jekten erfüllen Leistungsverzeichnisse diese Bedingung jedoch 
nur selten. Obwohl Ausschreibungen mit qualitaƟ ven Wertungs-
kriterien möglich sind (§ 97 Abs. 3 GWB), wird dies oŌ  von öff ent-
lichen AuŌ raggebern unterlassen. Die Scheu, qualitaƟ ve Kriterien 
in die Wertung aufzunehmen, liegt zum einen im Mehraufwand 
begründet, qualitaƟ ve Wertungskriterien zusätzlich zum Preiskri-
terium festzulegen. Ein zweiter Grund ist die Angst der öff entli-
chen Bauherren vor Nachprüfverfahren unterlegener Bieter.107

Ein schwerwiegendes Problem bei preisdominanten Vergabever-
fahren ist zudem, dass Bieter kaum Anreize haben, ihre ExperƟ se 
einzubringen, da sie ihre PosiƟ on durch eigene Konzepte nicht 
verbessern können – es zählt nur der abgegebene Angebotspreis. 
Dies beeinträchƟ gt zusätzlich die Effi  zienz der Vergabe.

Der Verlust von Bieter-Know-how resulƟ ert auch aus den Be-
schränkungen der Nebenangebote. Nebenangebote bieten enor-

104 Vgl. FAZ (2013), S. 19.
105 Vgl. FAZ (2013), S. 19.
106 Vgl. BMVI (2015), S. 42.
107 § 169 Abs. 1 GWB.



37

me Vorteile, denn sie führen „nicht nur zu einem Mehr an WeƩ -
bewerb, sondern zu erheblichen Einsparungen, technischen In-
novaƟ onen … [was] der kostengünsƟ gen Beschaff ung und der ef-
fi zienten Erfüllung der Verwaltungsaufgaben zu Gute kommt.“108 
Dabei haben Bieter die Möglichkeit, alternaƟ ve Lösungen zur 
AuŌ ragserbringung vorzuschlagen, um so eine innovaƟ vere und 
kostengünsƟ gere Beschaff ung zu ermöglichen. Dadurch wird der 
öff entliche Bauherr auf Lösungen aufmerksam gemacht, die er 
selbst nicht erkannt hat oder erkennen konnte, weil ihm das Spe-
zialwissen des Bieters fehlt.

Der Beschluss des BGHs von 2014109  hat jedoch inzwischen zum 
„Aussterben der Nebenangebote“ geführt.110 Durch das Urteil 
wurde die Möglichkeit, Nebenangebote zu nutzen, erheblich ein-
geschränkt. Seither muss der öff entliche AuŌ raggeber zusätzliche 
Wertungskriterien ausarbeiten,111 um von Nebenangeboten Ge-
brauch machen zu können. Seitdem kommt das Aufwands- und 
Anfechtbarkeitsproblem von qualitaƟ ven Wertungskriterien auch 
bei der Nutzung von Nebenangeboten zum Tragen.

2.3. Fehlanreize bei der Vertragsgestaltung 

Projekte werden kosteneffi  zienter realisiert, wenn durch geeigne-
te Interessenausgleiche Konfl ikte vermieden werden. Dafür müs-
sen Anreize durch kluge Vertragsgestaltung so gesetzt werden, 
dass eine kosteneffi  ziente Ausführung im Interesse eines jeden 
Projektbeteiligten ist.

108 Luber (2014), S. 1.
109 BGH vom 07.01.2014 – X ZB 15/13.
110 Vgl. Luber (2014).
111 Für Nebenangebote müssen zudem Mindestanforderungen defi niert werden. Dies 

schaŏ   zusätzlichen Aufwand. Vgl. Luber (2014), S. 1.
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Aufgrund der Komplexität112 von Großprojekten sind die vertrag-
lich geregelten Leistungen oŌ  unvollständig beschrieben (siehe 
Kapitel 2.1. und 2.2.), was wiederum zu Vertragslücken führt.113 
Damit bleibt die Anreizwirkung der Bauverträge für diese unbe-
schriebenen Leistungen aus. Wenn beispielsweise aufgrund von 
Fehlplanung wichƟ ge bauliche Leistungen nicht in den Bauvertrag 
eingefl ossen sind, müssen diese zwischen öff entlichem AuŌ rag-
geber und AuŌ ragnehmer nachverhandelt werden. Während das 
ursprüngliche Bauangebot im Idealfall aus einer weƩ bewerb-
lichen Ausschreibung hervorgegangen ist, ist bei nachträglichen 
Änderungen die VerhandlungsposiƟ on der öff entlichen Hand 
schwach.  

In diesen Fällen drohen erhebliche Preisaufschläge für vergessene 
Bauleistungen.114 Auch besteht die Gefahr, dass bei nicht genau 
spezifi zierten Leistungen das beauŌ ragte Bauunternehmen Qua-
litätsminderungen vornimmt, um die eigenen Profi te zu steigern. 
Durch die Unvollständigkeit des Vertrags kann der Bauherr sich 
nicht auf eine vorher defi nierte Qualität der Leistung berufen. 

Gerade wenn sich Unvollständigkeiten durch eine unzureichen-
de Vorbereitung in die Bauverträge einschleichen, lassen sich die 
beschriebenen Probleme durch geeignete Vertragselemente ab-
mildern. BesƟ mmte Faktoren in der Vertragsgestaltung, wie die 
Verteilung von Kostenrisiken oder die Vergütungsstruktur spielen 
hierbei eine wichƟ ge Rolle.

112 Die Komplexität öff entlicher Großprojekte ist jedoch nicht ausschließlich technischer 
Natur. Häufi g sind nicht nur das Bauvorhaben komplex, sondern auch die Bauverträge 
selbst. „Unklare SchniƩ stellen zwischen Objektplanung, Fachplanung, Bauherren und 
Unternehmern, aber auch Doppelregelungen und widersprüchliche Klauseln sind die 
Folge.“ BMVI (2015), S. 49-50.

113 Vgl. Liebchen et al. (2007), S. 124.
114 Dies wird als Hold-up Problem in der ökonomischen Literatur bezeichnet.
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2.3.1. UngünsƟ ge Risikoverteilung

Die AllokaƟ on von Risiken ist entscheidend für den Projekterfolg. 
So würden Projekte mit einer günsƟ geren Verteilung der Risiken 
erfolgreicher realisiert.115 Aus ökonomischer PerspekƟ ve ist es ef-
fi zient, Verantwortung und HaŌ ung zusammenzuführen.116 Daher 
sollte der AuŌ ragnehmer alle Risiken in seinem Einfl ussbereich 
tragen.117 

Liegen die eintretenden Kostenrisiken aber beim AuŌ raggeber, 
schaŏ   dies Fehlanreize auf Seiten des AuŌ ragnehmers.118 Im Ide-
alfall liegen daher die Risiken der Bauausführung zu weiten Teilen 
bei den bauausführenden Unternehmen. Sie können durch akƟ -
ves Risikomanagement Kostenrisiken effi  zient kontrollieren und 
abwenden. 

Gesetzliche Regelungen, insbesondere die VOB,119 sehen für öf-
fentliche Bauten vor, dass die Vergütung sich an der Leistung be-
misst. In der Regel erfolgt dies in Form eines Einheitspreisvertra-
ges und in geeigneten Fällen als Pauschalpreisvertrag.120 Pauschal-
preisverträge sind gemäß VOB/A dann geeignet,121 wenn die „Leis-
tung nach Ausführungsart und Umfang genau besƟ mmt ist und 
mit einer Änderung bei der Ausführung nicht zu rechnen ist“.122 

Pauschalpreisverträge beinhalten eine pauschale Vergütung ein-
zelner oder zusammengefasster Leistungen. Die Idee dahinter 
ist, dass das KalkulaƟ onsrisiko vom fachkundigeren und kosten-

115 Vgl. Kostka/Anzinger (2015), S. 19.
116 Diese theoreƟ sche Einsicht ist auch in der Praxis anerkannt. „A choice of allocaƟ on of 

risks, to be decided as appropriate to each project but then allocated to the party best 
able to manage, esƟ mate and carry the risk.” (Hervorhebung des Verfassers) Latham 
(2014), S. 37.

117 Bei mehreren AuŌ ragnehmern müssen die projektspezifi schen Risiken also eindeuƟ g 
den unterschiedlichen Vertragsbeteiligten zugeordnet werden. Vgl. BMVI (2015), S. 50.

118 Vgl. Engel et al. (2014), S. 3.
119 § 4 Abs. 1 VOB/A.
120 Vgl. Hannewald/Oepen (2010), S. 18.
121 § 4 Abs. 1 Nr. 2 VOB/A.
122 Hannewald/Oepen (2010), S. 18.
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beeinfl ussenden Bauunternehmen getragen wird.123 Treten beim 
Bau kostensteigernde Probleme auf, muss der AuŌ ragnehmer die 
entstehenden Mehrkosten übernehmen. Die pauschalierte Ver-
gütung kann, unter BerücksichƟ gung besƟ mmter Bedingungen, 
zu einem gesteigerten Kosten- und Effi  zienzbewusstsein des Auf-
tragnehmers führen. 

Doch Pauschalpreisverträge sind kein AllheilmiƩ el. Gerade bei 
öff entlichen Großprojekten, die die deutlichsten Kostensteige-
rungen aufwiesen, wie die Elbphilharmonie, Teilleistungen von 
StuƩ gart 21 oder dem BER, wurden Pauschalpreisverträge ge-
nutzt. Die erhoŏ  e Kostensicherheit von Pauschalpreisverträgen 
bleibt aus, wenn wichƟ ge Bedingungen nicht erfüllt werden. Der 
Pauschalpreisvertrag ist dann eine geeignete Vertragsform, wenn 
(a) die  baulichen Leistungen sinnvoll beschrieben sind und (b) 
nachträgliche Änderungen, die die Leistung oder FunkƟ on stark 
verändern, ausbleiben.124 Mit zunehmender Tendenz werden je-
doch Pauschalpreisverträge bei öff entlichen Projekten verwen-
det, ohne dass beide Bedingungen erfüllt sind.125

Abbildung 6: Arten von Bauverträgen

Bauverträge

Einheitspreis-
vertrag

Pauschalpreisvertrag

Detailpauschalvertrag
mit Leistungsverzeichnis

Globalpauschalvertrag
mit Leistungsprogramm

123 Vgl. Locher (2005), Randnummer 101.
124 „Einmalige Risikoverschiebung auf einen einzigen Vertragspartner mit umfangreichen 

Leistungsverpfl ichtungen für Planung, Bau und Betrieb bei gleichzeiƟ ger Zusicherung 
von Kosten und Terminen kann sinnvoll sein („WertschöpfungspartnerschaŌ en“), 
wenn die Bauaufgabe klar defi niert ist und keine größeren Änderungen zu erwarten 
sind“. ZIA (2013), S. 8.

125 Vgl. Hannewald/Oepen (2010), S. 19. 
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Grundsätzlich unterscheidet man zwischen zwei Typen von Pau-
schalpreisverträgen: 

 � Detailpauschalverträge, deren Leistungsbeschreibung in Form 
eines Leistungsverzeichnisses erfolgt. 

 � Globalpauschalverträge mit Leistungsprogramm.126 

Detailpauschalverträge sehen die Trennung von Planung und Aus-
führung vor. Für die Planung ist der AuŌ raggeber verantwortlich 
(analog zur konstrukƟ ven Ausschreibung). Diese sollte so genau 
und erschöpfend wie möglich angeferƟ gt werden, um dann in der 
Ausschreibung den günsƟ gsten Anbieter für eine genau defi nier-
te Leistung mit festgelegter Qualität zu fi nden. In der Realität ist 
man von einer detaillierten und fehlerfreien Leistungsbeschrei-
bung und damit konstanter Angebotsqualität bei öff entlichen 
Bauprojekten oŌ  weit enƞ ernt (Kapitel 2.2). 

Hingegen besteht auch die Möglichkeit, Globalpauschalverträge 
zu schließen. Hier übernimmt der AuŌ ragnehmer Planungsleis-
tungen zusätzlich zur Ausführung. Im Extremfall übernimmt das 
private Bauunternehmen nicht nur die Ausführungs-, sondern 
auch die Entwurfsplanung. In diesem Fall triƩ  das ausführende 
Unternehmen als Totalunternehmer (TU) auf. 

Bei Globalpauschalverträgen erweitert sich damit der Bereich, 
in dem der AuŌ ragnehmer das Kostenrisiko beeinfl usst. Zudem 
sinkt tendenziell die Zahl der AuŌ ragnehmer. Dies kann erheb-
liche Vorteile mit sich bringen, da SchniƩ stellen minimiert und 
damit das Problem unklarer Zuständigkeiten gesenkt werden 
kann.127 Die AbsƟ mmungen zwischen den einzelnen Projektbe-

126 Diese Unterscheidung ist analog zur Unterscheidung zwischen konstrukƟ ver und funk-
Ɵ onaler Ausschreibung.

127 Verträge sind in der Praxis „nicht immer eindeuƟ g und mit Leistungsbeschreibungen 
übereinsƟ mmend“. BMVI (2015), S. 49. Globalpauschalverträge können dieses Prob-
lem verhindern, da hier der AuŌ ragnehmer sowohl an der Erstellung der Leistungsbe-
schreibung als auch an der Vertragsgestaltung beteiligt ist.
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teiligten werden so erleichtert und Konfl iktrisiken gesenkt. Glo-
balpauschalverträge schaff en damit im Idealfall Kostensicherheit, 
auch weil Verantwortlichkeiten und Zurechenbarkeiten klarer 
geregelt sind. Wenn Unternehmen wissen, dass sie eindeuƟ g die 
HaŌ ung für Kostensteigerungen tragen, schaŏ   dies Anreize für 
eine kosteneffi  ziente Ausführung. 

Auch ist der Globalpauschalvertrag deutlich weniger fordernd 
für den Bauherrn als der Detailpauschalvertrag. StaƩ  einer de-
taillierten Beschreibung des Leistungssolls trägt der Bauherr nur 
die Verantwortung, die gewünschte FunkƟ on des Bauwerks zu 
beschreiben. Dies erfordert aber, dass der Bauherr sich bei nach-
träglichen Änderungen zurückhält. Gerade aber bei öff entlichen 
Großprojekten haben die poliƟ sch Verantwortlichen eine Vielzahl 
nachträglicher Änderungswünsche. Ein Grund dafür ist sicherlich, 
dass unnöƟ ge Annehmlichkeiten, die zunächst nicht in die Pla-
nung eingefl ossen sind, gerne nachträglich eingebracht werden. 
Die erhoŏ  e Kostensicherheit von Pauschalverträgen bleibt dann 
aus.

Kasten 9: Vertragsprobleme bei der Elbphilharmonie

Beim Bau der Elbphilharmonie wurde zwar ein Pauschalpreis-
vertrag geschlossen, der aber, wie es im Bericht des Untersu-
chungsausschusses heißt, „nur eine beschränkte Preisbindung 
zur Folge“ haƩ e.128 Das ursprüngliche Konzept sah einen „Glo-
balpauschalvertrag“ vor.129 StaƩ  sich aber auf eine rein funk-
Ɵ onale Beschreibung der Philharmonie einzulassen, wurden 
detaillierte Vorgaben gemacht und damit das Konzept der 
funkƟ onalen Beschreibung durchbrochen.130 Die Leistungsbe-
schreibung der Elbphilharmonie umfasste insgesamt mehr als  

128 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 89.
129 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 91.
130 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 92.
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40 Aktenordner.131  Konträr zu den anfänglichen Überlegungen 
wurde daher staƩ  eines Globalpauschalvertrags ad-hoc ein De-
tailpauschalvertrag geschlossen.132 

Doch für einen Detailpauschalvertrag haƩ en die planerischen 
Vorarbeiten nicht einmal annähernd die nöƟ ge Tiefe erreicht.133 
Zwar wurden Klauseln verabredet, die zu einer erhöhten Kosten-
sicherheit führen sollten („KompleƩ heitsklausel“ und „Schlüs-
selferƟ gklausel“). Eine eff ekƟ ve Risikoverlagerung auf den Auf-
tragnehmer (HochƟ ef) blieb jedoch aus, da eine klare Erfassung 
der Risiken und Zuteilung an den AuŌ ragnehmer aufgrund der 
unvollständigen Ausführungsplanung nicht vorlag.134 Dies öff -
nete Tür und Tor für HochƟ ef, um ein aggressives Nachforde-
rungsmanagement zu betreiben.135 Die vom Pauschalvertrag 
erhoŏ  e vorteilhaŌ e Risikoverlagerung kam nicht zustande.136

Ferner stellte die Fülle nachträglicher Änderungen ein weiteres 
Vertragsproblem dar. Nach Vertragsschluss wurden substan-
zielle Änderungen vom Bauherrn gefordert, wie zum Beispiel 
der Wunsch nach einem driƩ en Konzertsaal.137 Im Bauverlauf 

131 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 92.
132 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 92.
133 Die Ausführungsplanung, die durch das geänderte Konzept nun Aufgabe des AuŌ rag-

gebers war, war bei Vertragsabschluss noch unvollständig und viel zu ungenau. Siehe 
Kapitel 2.1. 

134 „Die Planung, die dem vorliegenden Bauvertrag zugrunde lag, war unvollständig, so-
dass die SinnhaŌ igkeit einer KompleƩ heitsklausel fragwürdig erscheint.“ BürgerschaŌ  
der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 102.

135 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 90.
136 Dass der Bauherr bereits vorab Kenntnis von der Unwirksamkeit der Pauschalierung 

haƩ e, ist ebenfalls dem Bericht des Untersuchungsausschusses zu entnehmen. In ei-
nem Schreiben der Generalplaner vom 16. Juni 2006 heißt es: „Das Projekt weist eine 
enorme Komplexität auf. Wird die Ausschreibung zu früh versandt, ist die Planung un-
vollständig und ungenau, sodass nachträgliche zahlreiche Ergänzungen und Änderun-
gen notwendig werden. Dies erhöht die Gefahr, dass der GU [Generalunternehmer] 
für vom Vertrag abweichende Leistungen berechƟ gt oder unberechƟ gt sehr hohe 
Mehrkosten geltend machen wird.“ BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg 
(2014), S. 93.

137 Vgl. Fiedler/Schuster (2015), S. 22.
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gab es fünf Änderungen des ursprünglichen Vertrags – jedes 
Mal wurden die Kosten nach oben hin angepasst.

Aufgrund von Vertragsfehlern wurde eine effi  ziente AllokaƟ on 
von Risiken zwischen AuŌ raggeber und AuŌ ragnehmer verhin-
dert. Doch der öff entliche Bauherr ist sogar weitere unnöƟ ge 
und aus ordnungspoliƟ scher Sicht extrem fragwürdige Risiken 
eingegangen. Die Stadt Hamburg übernahm im Vorfeld der 
BürgerschaŌ swahlen 2008 auch den kommerziellen Mantel 
der Elbphilharmonie (bestehend u. a. aus einem Luxushotel 
und einem Parkhaus).138 Durch den Übergang vom ursprüng-
lichen Investorenmodell (privater Investor errichtet kommer-
ziellen Mantel auf eigene Kosten und eigenes Risiko) zum For-
faiƟ erungsmodell, durch das die Stadt Hamburg auch Bauherr 
und Betreiber des kommerziellen Teils wurde, kam ein zusätz-
liches Risiko von rund 100 Millionen Euro hinzu.139 Seitdem ist 
Hamburg Eigentümer des kommerziellen Mantels der Elbphil-
harmonie samt Luxushotel und hat damit erhebliche unterneh-
merische Risiken übernommen.

2.3.2. Kaum anreiz-kompaƟ ble Vergütungsstrukturen

Ein weiterer wichƟ ger Faktor für die Anreizstruktur des AuŌ rag-
nehmers ist die Vergütungsstruktur. Mit Vergütungsregeln können 
Anreize gesetzt werden, die die Interessen beider Seiten anglei-
chen. Ergebnisbeteiligungen wie Bonusregelungen sind ein sol-
ches Instrument: Erhält das Bauunternehmen einen Bonus, wenn 
es schneller oder günsƟ ger baut, so ist es im Eigeninteresse des 

138 Im Bericht des Untersuchungsausschusses heißt es zwar, „dass es nicht Aufgabe der 
Stadt ist, Räumlichkeiten für den Betrieb eines Luxushotels vorzuhalten.“ Dass jedoch 
ordnungspoliƟ sche Überlegungen keine Rolle spielten, macht die Aussage des dama-
ligen Bürgermeisters Ole von Beust deutlich, der verlauten ließ: „die Realisierung des 
Projekts stand vor ordnungspoliƟ scher Gradlinigkeit.“ BürgerschaŌ  der Freien und 
Hansestadt Hamburg (2014), S. 157.

139 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 159.
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Bauunternehmens, einen Vorteil für seinen AuŌ raggeber zu re-
alisieren. Kluge Bonusregelungen können „Win-win“-SituaƟ onen 
für beide Parteien – AuŌ raggeber und AuŌ ragnehmer – schaff en.

Bonusregelungen können dabei zu höherer Effi  zienz führen. So 
haben selbst opƟ mal gestaltete Pauschalpreisverträge nur be-
grenzt posiƟ ve Anreizwirkungen. Die pauschalierte Vergütung 
moƟ viert nur zu einem effi  zienteren Handeln, wenn eine Über-
schreitung des pauschalen Werts droht. Wenn weitere Effi  zienz-
potenziale vorliegen, die die Baukosten sogar unter den Pauschal-
preis drücken könnten, bestehen nicht notwendigerweise Anreize 
für das Bauunternehmen, diese auszuschöpfen, jedenfalls nicht, 
wenn sich der AuŌ ragnehmer keinen Vorteil davon verspricht. 
Die Ergebnisbeteiligung moƟ viert den AuŌ ragnehmer jedoch, 
auch solch weitere Effi  zienzpotenziale auszuschöpfen. 

Bonus-Malus-Regelungen werden bei öff entlichen Bauten selten 
genutzt, aber dort, wo sie zum Einsatz kommen, sind sie erfolgs-
versprechend. Ein Grund für die geringe Nutzung dieser Anreiz-
mechanismen ist nach Ansicht der Reformkommission Großpro-
jekte, dass haushaltsrechtliche Bedenken bestehen. Nach Ansicht 
einiger stehen die Mehrausgaben, die sich aus Gewährung von 
zusätzlichen Prämien ergeben, im Konfl ikt mit dem Haushalts-
recht, insbesondere mit dem Gebot der WirtschaŌ lichkeit.140 Da-
bei wird jedoch übersehen, dass eine erhöhte WirtschaŌ lichkeit 
am Bau die Prämienzahlung mehr als ausgleichen kann.  

2.3.3. Mangelnde Leistungskontrolle durch Aufsichtsräte

Der beste Vertrag nutzt nichts, wenn er nicht durchgesetzt und 
seine Erfüllung nicht kontrolliert wird. Daher sind Kontrollsyste-
me wichƟ g. Sie schaff en mehr Transparenz hinsichtlich des Han-
delns der Projektbeteiligten.“141 

140 Vgl. BMVI (2015), S. 61.
141 Oelsner (2009), S. 34.
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Entscheidend für ein eff ekƟ ves Controlling ist eine möglichst hohe 
Fachkompetenz des AuŌ raggebers oder des eingesetzten Projekt-
managers.142 Bei großen Projekten kommt dem Aufsichtsrat eine 
wichƟ ge KontrollfunkƟ on zu. Eine Besetzung mit Fachleuten stellt 
sicher, dass die öff entliche Hand als „smart client“ gegenüber be-
auŌ ragten Baufi rmen auŌ riƩ  und Mängel leichter erkennen kann.

Kasten 10: Mangel an Experten in den Aufsichtsräten

Flughafen BER: Beim BER mangelte es an FachexperƟ se im Auf-
sichtsrat. Zwischenzeitlich waren von den 15 Mitgliedern des 
Aufsichtsrates 13 Fachfremde, darunter 8 PoliƟ ker und 5 Arbeit-
nehmervertreter.143 Insofern überrascht es nicht, dass Planungs- 
und Ausführungsmängel beim BER lange verborgen blieben.

Elbphilharmonie: Ein eff ekƟ ves Controlling scheiterte im Fall 
der Elbphilharmonie wohl auch an den problemaƟ schen An-
reizwirkungen des etablierten Controlling-Systems. Als Bau-
herrin der Elbphilharmonie wurde die privatwirtschaŌ lich 
organisierte ReGe eingesetzt, die direkt dem Büro des Ersten 
Bürgermeisters berichtete. Ihre Entscheidungen durchliefen 
dabei nicht den Kontrollmechanismen der Verwaltung,144 wo-
durch Senat und BürgerschaŌ  lange im Unklaren über wichƟ ge 
Entscheidungen und Ausführungsprobleme blieben.145 

142 Vgl. Oelsner (2009), S. 34.
143 Vgl. HandelsblaƩ /Delhaes et al. (2012).
144 Fiedler/Schuster (2015), S. 12.
145 KriƟ sche Gutachten gingen zuerst über den Tisch der ReGe, bevor sie Senat oder Bür-

gerschaŌ  erreichten. Da es keine externe Kontrollinstanz gab, konnte die ReGe ihre 
PosiƟ on nutzen, um wichƟ ge InformaƟ onen in ihrem Sinne zu fi ltern. Konkret wurde 
von externen Experten darauf hingewiesen, dass das Erreichen des Verkaufspreises 
von 130 Millionen Euro für das Hotel, welches die Stadt Hamburg im Zuge immer 
weiter eskalierender Kostensteigerungen übernommen haƩ e, nach dem Ende der 
anfänglichen Verpachtung im Jahre 2030 höchst unsicher sei. Die ReGe bestand aber 
darauf, dass die Berater dieses Problem umformulierten, so dass es im Endbericht 
schlicht hieß, dass ein Erreichen der 130 Millionen Euro als Verkaufspreis wahrschein-
lich sei. Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 363-371, 
373-378.
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Anfang 2007 wurde zwar ein Aufsichtsrat eingerichtet, um eine 
stärkere Kontrolle der ReGe zu ermöglichen (und damit den 
kurzen Dienstweg direkt zum Büro von Ole von Beust zu erset-
zen). Jedoch war keines der Mitglieder des Gremiums Bauspe-
zialist mit der nöƟ gen ExperƟ se, um eine wirksame Kontrolle 
auszuüben. Einige Mitglieder des Aufsichtsrats kamen aus der 
Kultur- und Finanzbehörde.146 

 

146 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2014), S. 441-443.



48

III. Reformvorschläge
In Kapitel II wurde gezeigt, dass sich die beteiligten Akteure nicht 
immer an die geltenden VorschriŌ en halten,147 da es ihrem eige-
nen Interesse widerstrebt. Selbst die Bundesregierung hat dieses 
Problem erkannt. So heißt es in ihrem „AkƟ onsplan Großprojek-
te“: 
 Die Bundesregierung ist zudem der Ansicht, dass in den verschiedensten 

Bereichen bereits umfangreiche und grundsätzliche bewährte Regelwerke 
exisƟ eren und dass häufi g eher ein Vollzugsdefi zit und weniger ein Regulie-
rungsdefi zit besteht.148

Das Problem der Kostensteigerung kann nicht allein mit neuen 
Gesetzen und Regularien gelöst werden. Vielmehr braucht es 
strukturelle Reformen, die die Anreize der Akteure so verändern, 
dass der effi  ziente Einsatz von Steuergeldern beim Bau von öf-
fentlichen Großprojekten in ihrem eigenen Interesse ist. Im Fol-
genden werden 8 umfassende Reformvorschläge für die Bereiche 
Planung, öff entliche Vergabe, Vertragsgestaltung und der insƟ tu-
Ɵ onellen Rahmenbedingungen unterbreitet.  

Reformen im Planungsbereich

1. HaushaltsmiƩ el nur bei detaillierter Planung 
veranschlagen

Erst planen – dann bauen! Dieser Grundsatz wird bei öff entlichen 
Großprojekten oŌ  verletzt. Eff ekƟ ve Regelungen, die die Veran-
schlagung von HaushaltsmiƩ eln nur bei abgeschlossener und 
gründlicher Planung erlauben, würden unzureichende Planungen 

147 § 7 BHO sieht die verpfl ichtende Durchführung von WirtschaŌ lichkeitsuntersuchun-
gen bei Bauprojekten vor.

148 Bundesregierung (2015), S. 1.
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erschweren. Im Folgenden werden drei SchriƩ e vorgeschlagen, 
um das zu erreichen.

1a Veranschlagung im Haushalt erst bei abgeschlossener 
 Entwurfsplanung

Zum Zeitpunkt, zu dem die Kosten für öff entliche Bauvorhaben 
im Haushalt veranschlagt werden, muss eine ausreichende Pla-
nungsgrundlage vorliegen. Geeignete Planungsgrundlage ist die 
Entwurfsplanung. Dies erhöht die Sicherheit und Glaubwürdigkeit 
der beziff erten Kosten. 

Zwar sieht die Bundeshaushaltsordnung vor, dass Ausgaben- und 
Verpfl ichtungsermächƟ gungen für Bauprojekte erst veranschlagt 
werden, wenn Pläne und KostenermiƩ lungen vorliegen.149 Doch 
in der Praxis „erfolgt die haushaltsmäßige Veranschlagung der 
Projektkosten grundsätzlich auf Basis einer Kostenschätzung an-
hand von Kostenkennwerten zu einem sehr frühen Zeitpunkt in 
der Planungsphase“.150 Die genannten Kostenzahlen sind daher 
wenig belastbar. 

Bei Verkehrsprojekten des Bundes gibt es bereits eine strengere 
Regelung. Dort dürfen InvesƟ Ɵ onsmiƩ el erst nach Planfeststel-
lung eines Projekts, und damit auf Basis der Genehmigungspla-
nung, budgeƟ ert werden.151 Im Hochbau gibt es eine solche strik-
te Regelung bisher aber nicht.

Die Reformkommission Großprojekte empfi ehlt in ihrem Gutach-
ten daher, § 24 BHO dahingehend zu ändern, dass InvesƟ Ɵ ons-

149 § 24 Abs. 1 BHO.
150 BMVI (2015), S. 30.
151 BMVI (2015), S. 30.
 In der Genehmigungsplanung werden zusätzlich zu den Inhalten der Entwurfsplanung 

auch noch die für die Genehmigung erforderlichen Planungen und Vorgaben erarbei-
tet, z. B. Erarbeitung des Bauantrags, der Baubeschreibung oder des Wärmeschutz-
nachweises.
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kosten erst nach Abschluss der Entwurfsplanung veranschlagt 
werden dürfen. Planungskosten für die Erbringung der Entwurfs-
planung und anderer vorbereitenden Leistungen sollten aber im-
mer noch vorab eingestellt werden können.152 Dieser Vorschlag ist 
gerade unter dem Gesichtspunkt der Fehlanreize im Planungsbe-
reich zu begrüßen, denn er zwingt die öff entlichen Verantwortli-
chen, im Vorfeld mehr in die Planung zu invesƟ eren und Projekte 
nicht vorschnell anzugehen. 

Für alle öff entlichen Bauprojekte sollte der Abschluss der Ent-
wurfsplanung als gesetzliche Mindestvoraussetzung defi niert 
werden, um FinanzmiƩ el im Haushalt veranschlagen zu dürfen. 
Diese Regelung wäre eine wichƟ ge Bedingung, um dem Ziel kos-
tenstabilen Bauens näher zu kommen. 

1b Externe Kontrolle der Planung

Gerade bei komplexen Projekten sollte „parallel zur Entwurfs-
planung ein unabhängiges, konƟ nuierliches Controlling“ einge-
richtet werden.153 Nur nach einer solchen unabhängigen Prüfung 
der Qualität der Entwurfsplanung dürfen HaushaltsmiƩ el veran-
schlagt werden. 

1c Zweistufi ges Gesetzgebungsverfahren – Planungs- und 
Baugesetz 

Um es den Verantwortlichen der öff entlichen Hand zu erschwe-
ren, eine gründliche Planung zu überspringen, sollte der Gesetz-
gebungsprozess bei Großprojekten mit einem Bauvolumen von 
mindestens 100 Millionen Euro überdacht werden. Planung auf 
der einen Seite und die Bereitstellung von MiƩ eln und der Baube-
ginn auf der anderen Seite sollten als gesetzlich getrennte SchriƩ e 

152 Vgl. BMVI (2015), S. 30.
153 Vgl. BMVI (2015), S. 26.
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organisiert werden. In Dänemark sind die Entscheidungsprozesse 
beim Infrastrukturbau dementsprechend ausgestaltet: StaƩ  eines 
EntscheidungsautomaƟ smus gibt es dort ein zweistufi ges Gesetz-
gebungsverfahren, bestehend aus Planungs- und Baugesetz.154 
Dies schaŏ   mehr Transparenz und Kontrolle. 

Entscheidet sich die Mehrheit des dänischen Parlaments für ein 
öff entliches Bauvorhaben, so wird zunächst ein Planungsgesetz 
verabschiedet. Darin werden die Planungs- und Verfahrenspro-
zesse des jeweiligen Bauvorhabens festgelegt. Es „stellt einen 
übergeordneten rechtlichen Rahmen“ für die weiterführende Pla-
nung des Großprojekts dar.155 Das Planungsgesetz eines Projekts 
regelt auch die Verantwortlichkeit öff entlicher Stellen. Im Fall des 
Fehmarnbelt-Tunnels war es das Transport- und Umweltministe-
rium, das die vom Gesetz geforderten Planungen ausarbeitete.156 
Bei Vollendung werden die Planungsunterlagen dem Parlament 
übergeben.157

Abbildung 7: Entscheidungsprozesse beim Infrastrukturbau in Dänemark

1. Schri�: Planungsgesetz
Beginn und Durchführung 

der Planung
Kontrolle der Planung

2. Schri�: Baugesetz
Mi�elfreigabe und 

Baubeginn

Quelle: Eigene Darstellung, Roland Berger (2013).

Erst wenn das Planungsgesetz vom Parlament beschlossen und 
die Planung abgeschlossen ist, wird mit der Vorbereitung des je-
weiligen Baugesetzes begonnen. Ein Überspringen der wichƟ gen 
Planungsphase wird so deutlich erschwert. Im Vorfeld der Verab-
schiedung eines solchen „Projektbaugesetzes“ kommt es bereits 
zu öff entlichen Anhörungen, in denen sich eine breite Öff entlich-
keit einbringen kann. Auch KonsultaƟ onen von externen Beratern 

154 Vgl. Roland Berger (2013), S. 76.
155 Vgl. Roland Berger (2013), S. 79.
156 Vgl. Femern Belt A/S (2009).
157 Vgl. Roland Berger (2013), S. 81.
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werden eingeholt. Der Entwurf des Baugesetzes durchläuŌ  da-
bei das reguläre Gesetzgebungsverfahren mit drei Lesungen und 
fachlicher Beratung im Transportausschuss.158 Erst im Rahmen 
des Baugesetzes werden die Baukosten genehmigt und damit die 
MiƩ el für den Bau freigegeben.

2. Anreize für belastbare WirtschaŌ lichkeits-
untersuchungen stärken

Im Folgenden werden vier Maßnahmen gegen unzureichende 
Nutzen-Kosten-Analysen (NKA) vorgeschlagen.

2a Bundesinfrastrukturprojekte auf Bundesebene ansiedeln

Zwar werden im Rahmen des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) 
standardmäßig Nutzen-Kosten-Analysen angestellt. KriƟ sch ist je-
doch, dass bei der Aufstellung des BVWPs die Verantwortung der 
WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen bei den Bundesländern liegt 
(siehe Kasten 4). Besser wäre es, wenn die Erstellung der NKAs 
von Anfang an in der Verantwortung des Verkehrsministeriums 
oder der geplanten BundesinfrastrukturgesellschaŌ  liegen wür-
de. Durch Übertragung auf eine Bundesbehörde würden Wirt-
schaŌ lichkeitsuntersuchungen von einer „neutraleren“ Instanz 
angestellt,159 die nicht im direkten WeƩ bewerb um InvesƟ Ɵ ons-
miƩ el mit lokalen GebietskörperschaŌ en steht. 

2b Standardisierte Nutzen-Kosten-Analysen verpfl ichtend für 
alle Großprojekte

Trotz gesetzlicher Verpfl ichtungen, WirtschaŌ lichkeitsuntersu-
chungen anzustellen,160 werden bei vielen wichƟ gen öff entlichen 

158 Vgl. Roland Berger (2013), S. 84.
159 Siehe hierzu Flyvbjerg (2009).
160 „Für alle fi nanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene WirtschaŌ lichkeitsunter-

suchungen durchzuführen“, § 7 BHO.
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Projekten Nutzen-Kosten-Analysen nicht oder zu unzureichend 
durchgeführt.161 

Aber auch bei Verkehrsinfrastrukturprojekten des Bundes, wo 
NKAs standardmäßig durchgeführt werden, gibt es Probleme. 
Denn es fehlt an einem umfassenden und einheitlichen System 
zur Erstellung von Nutzen-Kosten-Analysen. Den Nutzen-Kosten-
Zahlen des BVWP mangelt es an einem notwendigen Maß an Ver-
gleichbarkeit und Verlässlichkeit.162 Dies verhindert gerade, dass 
die lohnenswertesten Projekte ermiƩ elt werden.163 

Dänemark macht vor, wie ein solches System einheitlicher, ganz-
heitlicher und vergleichbarer Nutzen-Kosten-Analysen für öff entli-
che Projekte aussehen könnte. Dort wird für alle öff entlichen Bau-
vorhaben eine Bewertung der zu erwartenden Kosten und Nutzen 
angestellt. Dafür steht ein computerbasiertes Verfahren namens 
TERESA zur Verfügung, das eine sozioökonomische Bewertung164 
von Verkehrsinfrastruktur ermöglicht.165 Der sozioökonomische 
Wert kann durch eine „internal rate of return“,166 einen Barwert, 
oder einen Nutzen-Kosten-Vergleich ausgedrückt werden. Mit Hil-
fe dieses Bewertungsmodells werden Projekte standardisiert be-
wertet und können direkt miteinander verglichen werden. 

Mit TERESA wird nicht nur untersucht, ob ein Projekt insgesamt 
posiƟ v zu bewerten ist. Die Vergleichbarkeit der Zahlen ermög-

161 Vgl. BMVI (2015), S. 14.
162 Siehe hierzu Bundesrechnungshof (2016).
163 Der Bundesrechnungshof empfi ehlt ebenfalls, „den Ländern künŌ ig detailliertere Re-

gelungen zur KostenermiƩ lung für Neu- und Ausbauprojekte vorzugeben.“ Bundes-
rechnungshof (2016), S. 5.

164 Zu berücksichƟ gende Faktoren sind die durch das Projekt zu gewinnende Zeiterspar-
nis oder wirtschaŌ liche Wachstumsimpulse, aber auch qualitaƟ ve Faktoren wie Um-
welteinfl üsse. Vgl. Roland Berger (2013), S. 80.

165 Vgl. Roland Berger (2013), S. 80.
166 Die internal rate of return, auch interner Zinsfuß genannt, gibt AuskunŌ  über die 

durchschniƩ liche Rendite, die ein InvesƟ Ɵ onsprojekt verspricht. Mit Hilfe der internal 
rate of return wird versucht, InvesƟ Ɵ onen zu ermiƩ eln, die den größten (betriebswirt-
schaŌ lichen) Vorteil versprechen.
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licht zudem, die Projekte mit dem größten NeƩ onutzen zu er-
miƩ eln. Die „internal rate of return“ wird an poliƟ sche Entschei-
dungsträger übermiƩ elt und veröff entlicht. Die Entscheidung für 
ein öff entliches Bauprojekt bleibt damit immer noch eine poliƟ -
sche Entscheidung, aber die einheitliche und vergleichbare Mes-
sung des sozioökonomischen Nutzens trägt zur Versachlichung 
der DebaƩ e bei.167 

2c Externe Kontrolle der Nutzen-Kosten-Vergleiche

Selbst wenn standardisierte Nutzen-Kosten-Analysen mit klaren 
Vorgaben für alle öff entlichen Großprojekte durchgeführt wer-
den, ist damit noch nicht sichergestellt, dass die Zahlen unverzerrt 
sind. Denn auch neutralere Instanzen, wie das Verkehrsministeri-
um, haben ein Interesse daran, ihre „Wunschprojekte“ möglichst 
gut im Vorfeld der Entscheidung darzustellen, um die nöƟ ge Un-
terstützung in der PoliƟ k und der Öff entlichkeit zu erreichen. 

Ein MiƩ el, um Verzerrungen bei Nutzen-Kosten-ErmiƩ lungen 
einzudämmen, ist ein Mehr an öff entlicher Kontrolle. Entschei-
dungsträger in den Parlamenten, Investoren oder Wähler sollten 
keineswegs den Prognosen und Nutzen-Kosten-Rechnungen der 
Projektbefürworter (blind) vertrauen.168

Auch hier ist Dänemark vorbildlich. Das dänische Transportminis-
terium listet alle öff entlichen Vorhaben, inklusive der jeweiligen 
„internal rate of return“, auf, um so den objekƟ ven Wert des je-
weiligen Vorhabens transparent zu machen. Die Berechnung und 
Veröff entlichung des sozioökonomischen Werts ist für alle Pro-
jekte verpfl ichtend. Die Veröff entlichung der Ergebnisse der Wirt-
schaŌ lichkeitsuntersuchungen erleichtert es Verbänden und Bür-
geriniƟ aƟ ven, poliƟ sche Vorhaben auf ihre Plausibilität zu prüfen. 

167 Vgl. Roland Berger (2013), S. 81.
168  Siehe hierzu Williams (1998).
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Im Falle des Fehmarnbelt-Tunnels wurde eine detaillierte Nutzen-
Kosten-Analyse angeferƟ gt. Sie ist online frei verfügbar, sogar 
auch in anderen Sprachen als Dänisch.169, 170 Die hohe Transparenz 
der Ergebnisse der NKA des Fehmarnbelt-Tunnels erlaubte eine 
kriƟ sche Untersuchung der Zahlen durch externe Gruppen. So 
kommt DIW consult, das im AuŌ rag der vom Tunnel betroff enen 
Fährbetriebe eine Studie erstellt hat, zu dem Schluss, dass die 
Prognosezahlen der Regierung zu opƟ misƟ sch sind und dass der 
NeƩ onutzen des Projekts durchaus auch ins NegaƟ ve umschla-
gen kann.171 Nutzen-Kosten-Analysen lassen immer ein Stück weit 
Raum für subjekƟ ve Wertungen. Gerade aber die Veröff entli-
chung der Zahlen und der sich daraus ergebende Diskurs kann 
helfen, verzerrte Resultate wieder zurechtzurücken.

Ein umfassendes Einsichts- und Prüfrecht der jeweiligen Rech-
nungshöfe bei öff entlichen Bauprojekten, sowohl bei Bundes- als 
auch bei Landesprojekten, würde die Eff ekƟ vität der öff entlichen 
Kontrolle noch weiter erhöhen. So könnten die Verantwortlichen 
der öff entlichen Hand verpfl ichtet werden, bei Großprojekten mit 
einem Finanzvolumen von mindestens 100 Millionen Euro, Wirt-
schaŌ lichkeitsuntersuchungen vor dem Beginn des Projekts den 
Rechnungshöfen vorzulegen. Die Rechnungshöfe sollten Einsicht 
in alle notwendigen InformaƟ onen bekommen, um so die Zah-
len auf ihre Belastbarkeit zu prüfen. Das Ergebnis der Prüfung der 
Rechnungshöfe sollte dann ebenfalls veröff entlicht werden. Un-
umstriƩ ene Nutzen-Kosten-Analysen wird es wohl nicht geben. 
Stärkere Prüfungen stärken aber die Anreize, belastbare Wirt-
schaŌ lichkeitsuntersuchungen anzuferƟ gen.

169 Vgl. IncenƟ ve (2015).
170 Im Ergebnis weist die Studie eine durchschniƩ liche Rendite (internal rate of return) 

von 5 Prozent aus, wenn das Nutzen-Kosten-Verhältnis alleine für Dänemark betrach-
tet wird, steigt die Rate sogar auf 5,4 Prozent. Vgl. IncenƟ ve (2015), S. 5.

171 Vgl. Aigner et al. (2015), S. 1. 
 Jedoch sollten auch die Analysen, insbesondere die Annahmen von DIW consult ge-

nauestens untersucht werden, denn der Grundsatz, dass die Nutzen-Kosten-Analysen 
von Stakeholdern mit einer gewissen Skepsis betrachtet werden sollten, gilt auch hier.
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2d Bonus-Malus-Regelungen bei Kostenprognosen

Auch Planer, die verzerrte Nutzen-Kosten-Vergleiche erstellen, 
tragen eine Mitverantwortung für die Auswahl schlechter Pro-
jekte („survival of the unfi Ʃ est“). Architekten sind potenzielle 
Stakeholder des Großprojekts. Das heißt, sie selbst profi Ɵ eren 
davon, wenn das Projekt ZusƟ mmung fi ndet. Wahrheitsgemäß 
und transparent dargestellte Kosten lassen sich gegenüber Ent-
scheidungsgremien oŌ  nicht durchsetzen.172 Planer haben daher 
Anreize, Kosten und Risiken zu unterschätzen, um die Realisie-
rungswahrscheinlichkeit eines Projekts zu erhöhen.

Wenn jedoch die Genauigkeit der Kostenprognosen sich auf die 
Vergütung der Planer auswirkt, können Anreize für mehr Kos-
tenwahrheit geschaff en werden. Ein denkbares Instrument sind 
Bonus-Malus-Regelungen für Planer, die von der Genauigkeit der 
im Vorfeld abgegebenen Kostenschätzung abhängen. Einen Bo-
nus für besonders genaue Prognosen und eine Strafzahlung bei 
besonders schlechten Kostenschätzungen würde zu einer leis-
tungsgerechten Vergütung beitragen.173 Bestehende Regelungen 
der HOAI sollten daher stärker genutzt werden.174

Reformen im öff entlichen Vergabewesen
3. KonstrukƟ ve Vergabeverfahren verbessern
Eine bessere Beteiligung der bietenden Unternehmen erlaubt es, 
noch vor Projektbeginn unnöƟ ge Fehler auszuräumen oder bes-
sere bauliche Lösungen zu fi nden. 

172 Vgl. ZIA (2013), S. 3.
173 Vgl. Flyvbjerg (2009), S. 349.
174 Siehe hierzu § 7 Abs. 8 HOAI: „Für Kostenunterschreitungen, die unter Ausschöp-

fung technisch-wirtschaŌ licher oder umweltverträglicher Lösungsmöglichkeiten zu 
einer wesentlichen Kostensenkung ohne Verminderung des vertraglich festgelegten 
Standards führen, kann ein Erfolgshonorar schriŌ lich vereinbart werden, dass bis zu 
20 Prozent des vereinbarten Honorars betragen kann. In Fällen des Überschreitens 
der einvernehmlich festgelegten anrechenbaren Kosten kann ein Malus-Honorar in 
Höhe von bis zu 5 Prozent des Honorars vereinbart werden.“
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3a Nebenangebote grundsätzlich erlauben

Nebenangebote erlauben es Unternehmen, Konzepte abwei-
chend von der Leistungsbeschreibung vorzuschlagen, in der Hoff -
nung, sich damit posiƟ v von den WeƩ bewerbern abzusetzen. Hat 
ein spezialisiertes Unternehmen einen Fehler in der Leistungsbe-
schreibung gefunden oder kennt Techniken oder Materialen, die 
die gleiche bauliche Qualität zu geringeren Kosten ermöglichen, 
kann es sich durch diese Verbesserungsvorschläge einen Vor-
sprung bei der Vergabe sichern.175 Nebenangebote können damit 
einen qualitätsverbessernden IdeenweƩ bewerb enƞ achen und 
die Effi  zienz des Baus steigern.

Trotz der weƩ bewerbs- und effi  zienzfördernden Wirkung 
von Nebenangeboten werden sie immer seltener angewen-
det.176 Grund hierfür ist das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
7. Januar 2014. Danach sind Nebenangebote nur für Ausschrei-
bungen zulässig, „bei denen der Preis nicht das alleinige Zu-
schlagskriterium ist“.177 Die Gefahr rechtlicher Anfechtbarkeit 
triŏ   daher auch die Nebenangebote. GesƟ egener Aufwand und 
erhöhte Rechtsunsicherheit, die vom BGH-Urteil ausgegangen 
sind, führen dazu, dass die öff entliche Hand seitdem die Nutzung 
von Nebenangeboten scheut und das, obwohl selbst der BGH die 
Vorteile von Nebenangeboten in seiner Urteilsbegründung ge-
würdigt hat.178 

175 „Durch Nebenangebote können Bieter ihr Know-how und ihre InnovaƟ onen in das 
Verfahren einbringen, ohne Sorge zu tragen, dass diese InformaƟ onen durch Weiter-
leitung an andere Bieter ‚sozialisiert‘ werden. Nebenangebote sind daher ein eff ekƟ -
ves MiƩ el zur Steigerung des WeƩ bewerbs.“ BMVI (2015), S. 59.

176 Siehe hierzu Luber (2014).
177 Luber (2014), S. 1.
178 „Die Zulassung von Nebenangeboten soll das unternehmerische Potenzial der für 

die Deckung des Vergabebedarfs geeigneten Bieter dadurch erschließen, dass der 
AuŌ raggeber AlternaƟ vlösungen vorgeschlagen bekommt, die er selbst nicht häƩ e 
ausarbeiten können, weil seine Mitarbeiter naturgemäß nicht in allen Bereichen über 
so weitreichende Fachkunde wie die Bieter verfügen.“ BGH, 07.01.2014, X ZB 15/13, 
Rn. 20.
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Aufgrund der Effi  zienzvorteile sollten Nebenangebote grundsätz-
lich für zulässig erklärt werden, also auch für Ausschreibungen, 
die allein auf dem Wertungskriterium Preis fußen.

3b Gesamtvergabe und Vergabe in großen Losen erleichtern

Die Gesamtvergabe ist nicht nur Herzstück der funkƟ onalen Ver-
gabe, sondern verspricht auch bei konstrukƟ ven Vergabemodel-
len große Vorteile, allen voran durch eine klare Zuteilung von 
Verantwortlichkeiten (siehe Kapitel II 2.2.2.). Der Gesamtverga-
be stehen jedoch rechtliche Hürden im Weg. Denn grundsätzlich 
sollen öff entliche Baumaßnahmen, auch Großprojekte, in Fach- 
und Teillose zerlegt werden. Die Zerteilung der Baumaßnahme 
in einzelne Lose ist ein poliƟ sch gewolltes Instrument der Mit-
telstandspoliƟ k.179 Das Gebot der Vergabe in Teil- oder Fachlosen 
entspringt dem Wunsch, gerade kleinere Firmen bei der Vergabe 
zum Zug kommen zu lassen. So besagt die sogenannte MiƩ el-
standsklausel, § 97 Abs. 4 GWB:
 MiƩ elständische Interessen sind bei der Vergabe öff entlicher AuŌ räge vor-

nehmlich zu berücksichƟ gen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teil-
lose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehre-
re Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben werden, wenn wirtschaŌ -
liche oder technische Gründe dies erfordern. 

Die Gesamtvergabe ist zwar prinzipiell gemäß § 97 Abs. 4 GWB als 
auch nach § 5 Abs. 2 S. 2 VOB/A aus technischen und wirtschaŌ -

179 Dabei wird implizit unterstellt, dass selbst bei einer Vergabe an einen GU kleine und 
miƩ elständische Unternehmen grundsätzlich nicht an der Ausführung beteiligt sind. 
Erfahrungsgemäß untergliedert der GU die ihm vergebene Leistung oŌ  selbst in Lose, 
an denen in einem zweiten SchriƩ  dann miƩ elständische Unternehmen beteiligt wer-
den können. Siehe hierzu Racky (2015). 

 Diese Einteilung durch GU ist das Ergebnis einer möglichst kosteneffi  zienten Reali-
sierung, indem der GU durch Übertragung einzelner Leistungen an einen leistungs-
fähigeren Nachunternehmer die Ausführung opƟ miert. Im Gegensatz zur öff entli-
chen Hand wirken auf den privaten GU durch die volle KostenhaŌ ung jedoch starke 
Effi  zienz-Anreize, die bewirken, dass er Nachunternehmer nur auf Grundlage einer 
genauen Planung und klarer SchniƩ stellen beauŌ ragt. 
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lichen Gründen zulässig. Sie ist jedoch an Bedingungen geknüpŌ . 
So ist eine Gesamtvergabe zulässig, falls die AuŌ eilung der Lose 
der FunkƟ on der Baumaßnahme im Wege steht oder wenn die 
wirtschaŌ lichen und technischen Vorteile für die öff entliche 
Hand den Schaden für miƩ elständische Unternehmen überwie-
gen. Allerdings exisƟ ert bislang kein konkreter Maßstab, anhand 
dessen Vor- und Nachteile verglichen werden.180 Die Unklarheit 
dieser Bedingungen und die Einklagbarkeit der Teil- und Fachlos-
vergabe erhöhen bei der öff entlichen Hand die Furcht vor Klagen. 

Um zu prüfen, ob eine der beiden Bedingungen erfüllt ist und da-
mit eine Abweichung vom Gebot der Vergabe in Fach- oder Teillo-
se zulässig ist, muss die öff entliche Hand einige Faktoren, wie die 
„Ressourcen beim Bauherren,181 die KondiƟ onen des Anbieter-
markts, spezifi sche technische Anforderungen des Bauprojekts 
und das Synergiepotenzial von Bündelungen“ prüfen.182 Dieser 
Aufwand macht es für öff entliche Bauherren unaƩ rakƟ v, Gesamt-
vergabeverfahren zu wählen, auch wenn dies bei einem komple-
xen Großprojekt große Vorteile verspricht – vor allem durch Re-
dukƟ on der SchniƩ stellen.183

Seit der Vergaberechtsänderung der VOB/A im Jahr 1999 ist die 
Losvergabe zur Norm der öff entlichen Ausschreibung geworden 
und seit der Novelle des GWB im Jahr 2009 sind GU-Vergaben 
nicht mehr erwünscht.184 Seitdem besteht ein einklagbarer An-
spruch auf die Vergabe in Teil- oder Fachlose. Die Reichweite 
des MiƩ elstandsgebots wurde in den letzten Jahren sogar noch 

180 Vgl. BMVI (2015), S. 46.
181 Gemeint ist damit beispielsweise die personelle AusstaƩ ung der Planungs- und Bau-

behörden.
182 Vgl. BMVI (2015), S. 46.
183 „Für Großprojekte mit geringem ÄnderungspotenƟ al und hohem Grad der Planungs-

reife kann eine einheitliche Vergabe an GU/GÜ/GP entgegen GWB sinnvoll sein“, da es 
zu organisatorischen Erleichterungen führt. ZIA (2013), S. 4.

184 § 97 Abs. 3 GWB (Version vor 2009): „MiƩ elständische Interessen sind vornehmlich 
durch Teilung der AuŌ räge in Fach- und Teillose angemessen zu berücksichƟ gen.“ 
(Hervorhebung des Verfassers).
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ausgedehnt. Seit 2009 gilt das gesetzliche Gebot der Losvergabe 
auch in der Vergabe von ÖPP-Projekten.185

Aufgrund der beschriebenen Vorteile der Gesamtvergabe sollten 
öff entliche AuŌ raggeber bei Großprojekten mit einem Finanz-
volumen von mindestens 100 Millionen Euro künŌ ig nicht mehr 
zur Losvergabe verpfl ichtet sein oder zumindest die Möglichkeit 
bekommen, einfacher in größeren Losen auszuschreiben. Eine 
generelle Begründungspfl icht bei der Wahl von Gesamtverga-
bemodellen sollte bei öff entlichen Großprojekten dieses Finanz-
volumens enƞ allen.

4. Wahl funkƟ onaler Vergabeverfahren 
erleichtern

„Klassische Vergabemodelle und Planungsprozesse zwingen zu 
einem preisgetriebenen WeƩ bewerb, schaff en keine Anreize für 
Wissenstransfer der Beteiligten und damit nicht für InnovaƟ on.“186 
Um Vergabeprozesse innovaƟ ver zu gestalten, bieten sich funk-
Ɵ onale Ausschreibungen an. 

Insgesamt versprechen funkƟ onale Vergabeverfahren bei öff ent-
lichen Großprojekten Effi  zienz- und Kostenvorteile. So weisen laut 
Uhl und Höppner funkƟ onale Ausschreibungen ein erhebliches 
Potenzial zur Kostensenkung auf und ermöglichen eine Verringe-
rung der Bauzeit um bis zu 40 Prozent.187 Diese Vorteile resulƟ e-
ren vor allem aus verbesserten Anreizen und dem frühzeiƟ gen 
Wissenstransfer. Obwohl die öff entliche Hand die Wahl zwischen 
klassischer und funkƟ onaler Vergabe hat,188 sind funkƟ onale Aus-
schreibungen eher unüblich. In der PrivatwirtschaŌ  hingegen 
werden funkƟ onale Ausschreibungen schon seit längerem ge-

185 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 27.
186 ZIA (2013), S. 2.
187 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 1.
188 § 7c VOB/A.
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nutzt und führen zu erheblichen Kosten- und Zeitersparnissen.189 
Jedoch bestehen Hürden, die es der öff entlichen Hand erschwe-
ren, diese Ausschreibungsform zu nutzen. Folgende Maßnahmen 
werden vorgeschlagen, um die Wahl funkƟ onaler Ausschreibun-
gen zu erleichtern.

4a Wahl von Ausschreibungen mit Leistungsprogramm 
 erleichtern

FunkƟ onale Vergabeverfahren, also die Vergabe auf Basis eines 
Leistungsprogrammes, erscheinen zunächst aƩ rakƟ v, da sie die öf-
fentliche Hand von umfangreichen Planungsleistungen entlastet. 
Es bedeutet aber auch, dass der Bauherr weniger Einfl uss auf kon-
krete Design- und Bauleistungen nehmen kann. Auch eine Zurück-
haltung des Bauherrn bei Nachträgen ist zwingend für erfolgreiche 
funkƟ onale Vergabeverfahren, da diese ebenfalls störend auf die 
Planungsgestaltung der bauausführenden Unternehmen wirken. 

Zwar hat die öff entliche Hand die Wahl zwischen konstrukƟ ven 
und funkƟ onalen Vergabemodellen, doch letztere ist die Ausnah-
me. Die konstrukƟ ve Vergabe wird als Regelfall in der VOB defi -
niert.190 Gemäß der VOB soll eine Vergabe auf Basis eines Leis-
tungsprogrammes nur gewählt werden, wenn sich dies nach „Ab-
wägen aller Umstände“ als zweckmäßig herausstellt. Die Wahl 
der Vergabe mit Leistungsprogramm macht eine Begründung im 
Vergabevermerk erforderlich.  

Der funkƟ onalen Gestaltung der Leistungsbeschreibung stehen 
aber auch weitere rechtliche Bedenken im Wege, allen voran das 
WeƩ bewerbs- und Transparenzgebot191 sowie das Gleichbehand-
lungsgebot (bzw. das Diskriminierungsverbot).192 Die verminderte 

189 Vgl. Uhl/Höppner (2010), S. 1.
190 § 7 Abs. 1 S.1 VOB/A.
191 § 97 Abs. 1 S. 1 GWB.
192 § 97 Abs. 2 GWB.
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Vergleichbarkeit der Angebote wird u. a. von den Rechnungshö-
fen als Beleg gewertet, dass die Voraussetzungen eines transpa-
renten und diskriminierungsfreien WeƩ bewerbs nicht gegeben 
sind.193 Hier sollte der Gesetzgeber die rechtlichen Anforderun-
gen bei der Wahl funkƟ onaler Ausschreibungen klarer defi nieren. 
Eine Erleichterung bei der Wahl von qualitaƟ ven Wertungskriteri-
en, wie im folgenden Kapitel gefordert wird, könnte auch funkƟ o-
nale Vergabeverfahren stärken.

4b Generöse Fristen einräumen

Damit auch miƩ elständische Bauunternehmen an einer funkƟ o-
nalen Ausschreibung teilnehmen können, sollten generöse Fris-
ten bei der Angebotsabgabe eingeräumt werden. Dies würde mit-
telständischen Unternehmen erlauben, KonsorƟ en zu bilden, um 
gemeinsame Angebote auszuarbeiten. 

5. Einbeziehung von qualitaƟ ven Wertungs-
kriterien aƩ rakƟ ver machen

Infolge der derzeiƟ gen Rahmenbedingungen der öff entlichen 
Vergabe sind preisdominante Ausschreibungen die Regel. Im Er-
gebnis führt das dazu, dass der „billigste“, aber nicht unbedingt 
der wirtschaŌ lichste Anbieter den Zuschlag bekommt. Folgende 
zwei Maßnahmen werden vorgeschlagen, um die WirtschaŌ lich-
keit der Vergabe zu verbessern. 

5a Vereinfachung und Standardisierung qualitaƟ ver Wertungs-
kriterien

Das Festlegen von qualitaƟ ven Wertungskriterien kann die Wirt-
schaŌ lichkeit der Vergabe verbessern. Neben dem Preis können 
so auch andere wichƟ ge Faktoren, wie Betriebs- und Folgekos-

193  Vgl. Rechnungshöfe des Bundes und der Länder (2011), S.13.
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ten oder auch die ExperƟ se des ausführenden Unternehmens, 
in die Ausschreibung aufgenommen werden. Doch in der Praxis 
„schreckt die hohe Bewertungskomplexität qualitaƟ ver Kriterien 
die öff entlichen AuŌ raggeber gerade bei funkƟ onal ausgeschrie-
benen Bauprojekten davon ab, diese bei ihrer Entscheidungsfi n-
dung zu berücksichƟ gen.“194 So kommt es zur Dominanz des Wer-
tungskriteriums Preis. 

In den Niederlanden hingegen fi ndet standardmäßig bei der Ver-
gabe von Infrastrukturmaßnahmen eine Bewertung auch auf 
Grundlage qualitaƟ ver Kriterien staƩ .195 Dort wird ein fi kƟ ver Wer-
tungspreis gebildet, der sich aus dem Angebotspreis der Bieter 
als auch aus dem Gegenwert von qualitaƟ ven Wertungskrite rien 
zusammensetzt. Dort werden Faktoren wie das Risikomanage-
ment, vorgeschlagene OpƟ mierungen und die Terminplanung 
des Bieters berücksichƟ gt. Diesen qualitaƟ ven Wertungskriterien 
„wird ein fi kƟ ver, monetärer Gegenwert beigemessen“.196 Zusam-
men mit dem Angebotspreis der Bieter wird dann der fi kƟ ve, um 
qualitaƟ ve Kriterien erweiterte Wertungspreis errechnet.

Um die Bewertungskomplexität qualitaƟ ver Kriterien zu ver-
ringern, könnten standardisierte Bewertungsbogen erarbeitet 
werden,197 die festhalten, welche Kriterien mit welcher Gewich-
tung bei der Vergabeentscheidung berücksichƟ gt werden. Solch 
standardisierte Bögen ersparen den öff entlichen AuŌ raggebern, 
eigene Kriterien zu defi nieren, zu gewichten und die jeweilige 
Bewertungsformel zu begründen. Dies würde gerade den Verant-
wortlichen auf kommunaler Ebene und Länderebene die Nutzung 
von qualitaƟ ven Wertungen erleichtern. Neben einem verringer-
ten Aufwand für die Projektverantwortlichen geht damit auch 

194 Uhl/Höppner (2010), S. 29.
195 Vgl. BMVI (2015), S. 44.
196 BMVI (2015), S. 44.
197 Als Lösungsansatz erwähnen Uhl und Höppner hier sogenannte Scoring-Modelle. Vgl. 

Uhl/Höppner (2010), S. 29.
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ein höheres Maß an rechtlicher Klarheit einher. Denn gerade die 
Furcht vor Klagen veranlasst die öff entliche Hand, nicht alle Spiel-
räume der öff entlichen Vergabe auszuschöpfen.

5b Missbrauch von Nachprüfungsverfahren beseiƟ gen

Die Verwendung von qualitaƟ ven Wertungskriterien bei öff ent-
lichen Vergabeverfahren wird zudem stark durch die Furcht vor 
Nachprüfungsverfahren gebremst. Die Sorge vor RechtsstreiƟ g-
keiten schaŏ   Anreize, aus Vorsichtsgründen erst gar nicht von 
preisdominanten Ausschreibungen abzuweichen, auch wenn dies 
zu Effi  zienzeinbußen führt.198 

In der Tat wird bei vielen öff entlichen Vergabeverfahren von den 
unterlegenen Bietern Beschwerde in Form eines Nachprüfungs-
verfahrens eingelegt. „Etwa jedes zehnte Vergabeverfahren für 
öff entliche BauauŌ räge oberhalb der Schwellenwerte wird einem 
Nachprüfungsverfahren unterzogen. In vielen Fällen sind Kosten-
steigerungen die Folge.“199

Gemäß § 169 Abs. 1 GWB geht ein Nachprüfungsverfahren mit 
einem Zuschlagsverbot bei der Vergabe einher. Dies kann erhebli-
che Zeitverzögerungen verursachen. Die Kosten der Verzögerung 
der Vergabe treff en die öff entliche Hand.200 Dies ist besonders 
bedauerlich, da in der Praxis Nachprüfungsverfahren in den aller-
meisten Fällen gar nicht staƩ gegeben wird (siehe Tabelle 4). 2016 
wurde von 880 Nachprüfungsverfahren nur in einem Fall staƩ -
gegeben – also in gerade einmal 0,11 Prozent der Fälle.201 2015 
wurde bei 864 Nachprüfungsverfahren keinem einzigen staƩ ge-
geben.

198 Vgl. BMVI (2015), S. 41.
199 Wanninger et al. (2006), S. 1
 Nachprüfungsklagen verzögern den BaufortschriƩ  und führen beispielsweise durch 

die längere Vorhaltung der Baustelleneinrichtung und der Geräte zu Mehrkosten. Vgl. 
Wanninger et al. (2006), S. 6. 

200 Vgl. BMVI (2015), S. 48.
201 Vgl. BMVI (2015), S. 48.
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Die Zahlen zeigen deutlich, dass die allermeisten Nachprüfungs-
verfahren sich letztlich als unbegründet herausstellen. Trotz der 
sehr geringeren Zahl staƩ gegebener Klagen kommt es zunächst 
zum Vergabestopp. Der Verdacht liegt nahe, dass Nachprüfungs-
verfahren missbräuchlich eingesetzt werden. 

Tabelle 4: Anzahl der Nachprüfungsverfahren

2015 2016

Eingereichte Nachprüfungsverfahren 864 880

StaƩ gegebene Nachprüfungsverfahren     0     1

Quelle: Vergabekammern, StaƟ sƟ sche Meldungen über Vergabenachprüfungsverfahren.

Beschleunigung, trotz Nachprüfungsklage, kann durch Vorabge-
staƩ ung des Zuschlags erreicht werden, wie es § 169 Abs. 2 GWB 
vorsieht. Anträgen nach § 169 Abs. 2 GWB wird jedoch nur in den 
seltensten Fällen staƩ gegeben.202 Die heuƟ gen gesetzlichen Vor-
kehrungen sehen vor, dass bei der Prüfung der VorabgestaƩ ung 
auch die Erfolgsaussichten der Nachprüfungsklage berücksich-
Ɵ gt werden. Die Reformkommission Großprojekte empfi ehlt,203 
die Regelung in § 115 Abs. 2 S. 4 GWB (heute § 169 Abs. 2 Sät-
ze 4 GWB) dahingehend zu ändern, dass die  Erfolgsaussichten 
der Nachprüfungsklage nicht mehr berücksichƟ gt werden sollen. 
StaƩ dessen sollte lediglich eine Abwägung der Interessen von An-
tragssteller und öff entlichen Bauherrn erfolgen. Damit könnte die 
Zahl der Zuschlagsstopps verringert werden.

Zudem ist ein weiterer ReformschriƩ  sinnvoll. Die heuƟ gen ge-
setzlichen Regelungen verführen zur missbräuchlichen Nutzung 
der Nachprüfungsklage, weil der klagende Bieter nur bei nachge-
wiesenem Missbrauch zum Schadensersatz verpfl ichtet wird. Da-
her empfi ehlt die „Reformkommission Großprojekte“, § 125 GWB 

202 Vgl. BMVI (2015), S. 48.
203 Vgl. BMVI (2015), S. 48-49.
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(heute § 180 GWB) dahingehend zu ändern,204 dass klagende Bie-
ter bereits schadensersatzpfl ichƟ g sind (gedeckelt bis zur Höhe 
der AuŌ ragssumme), wenn sie mit ihrer Beschwerde bei der Ver-
gabekammer unterliegen. Jeder Bieter müsste dann Kosten und 
Nutzen einer Nachprüfungsklage genau abwägen. Im heuƟ gen 
System, wo ein Kläger von einer erfolgreichen Klage profi Ɵ eren 
kann, beim Scheitern aber nahezu ganz aus der Verantwortung 
entlassen wird, bestehen starke Anreize zum Missbrauch der 
Nachprüfungsklage.

Reformen im Vertragsbereich

6. Bonus-Malus-Regelungen stärker nutzen 

Die Ursache vieler Probleme bei öff entlichen Großprojekten sind 
Interessenkonfl ikte zwischen den Akteuren. Vergütungsregeln 
können Anreize anpassen, um Interessen aufeinander abzusƟ m-
men, so dass im Ergebnis KooperaƟ on und nicht Konfl ikt belohnt 
wird.205 Folgende drei Maßnahmen bieten sich an, um Anreize für 
kosteneffi  zientes Bauen in Verträgen zu stärken.

6a Beschleunigungsprämie

Beschleunigungsprämien sind Bonuszahlungen, die dem Bauun-
ternehmen für eine vorzeiƟ ge FerƟ gstellung des Projekts gezahlt 
werden. Solche Prämien verursachen zwar zusätzliche Kosten, 
können aber unter dem Strich sehr vorteilhaŌ  sein, gerade wenn 
die frühere Nutzung einen besonders hohen volkswirtschaŌ li-
chen Nutzen sƟ Ō et. So wurde beispielsweise bei der Sanierung 
der Berliner Avus, einer der am stärksten befahrenen Autobahn-
abschniƩ e Deutschlands,206 Beschleunigungsprämien mit Erfolg 

204 Vgl. BMVI (2015), S. 49.
205 Vgl. BMVI (2015), S. 60.
206 Vgl. Berliner Morgenpost (2011).
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genutzt. Die Sanierung des Autobahnstücks konnte ein Jahr frü-
her als geplant und 3,6 Millionen Euro (etwa 13 Prozent) günsƟ -
ger abgeschlossen werden.207

Das für die Sanierung der Avus beauŌ ragte Bauunternehmen 
wurde mit 20.000 Euro pro eingespartem Tag belohnt und konnte 
sich durch die zügigen Bauarbeiten die Maximalprämie von 1 Mil-
lion Euro sichern.208 

6b Prämie für KostenopƟ mierung

KostenopƟ mierungsprämien helfen Anreize so zu ändern, dass 
Unternehmen für Verbesserungen während des Baus belohnt 
werden. Sie werden gewährt, wenn bei gleichbleibender Qualität 
Änderungen an der Ausführungsplanung vorgeschlagen werden, 
die Kostensenkungen herbeiführen.209 Diese Kosteneinsparungen 
werden zwischen Bauherr und Bauunternehmen aufgeteilt – bei-
de profi Ɵ eren von den Verbesserungen. KostenopƟ mierungsprä-
mien schaff en daher starke Anreize, OpƟ mierungen zu erarbeiten 
und ausfi ndig zu machen.210 

Trotz der effi  zienzsteigernden Eff ekte solcher Bonus-Malus-Rege-
lungen gibt es einige Hürden, die dazu führen, dass öff entliche 
AuŌ raggeber solche Prämien nicht nutzen. 

Erstens schränken haushaltsrechtliche Bedenken die Nutzung von 
Prämiensystemen ein.211 Da im Einzelfall oŌ  Unklarheit besteht 
und Behörden die Anfechtbarkeit solcher Bonus-Regelungen 

207 Vgl. Tagesspiegel (2012a).
208 Für Verzögerungen am Bau häƩ e das Bauunternehmen einen Strafabzug hinnehmen 

müssen. 
209 Vgl. BMVI (201), S. 61.
210 Vgl. BMVI (2015), S. 61.
211 Häufi g fußt die KriƟ k an Prämien auf der impliziten Annahme, dass OpƟ mierungen 

auch ohne Bonuszahlungen erreicht worden wären. Dabei werden jedoch die unter-
schiedlichen Anreize der Bauausführenden mit und ohne Bonus-Malus-Regelungen 
vernachlässigt. Prämien schaff en erst die zur Erreichung der effi  zienteren Bauausfüh-
rung notwendigen Anreize.
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fürchten, werden diese erst gar nicht angewendet. Zweitens kann 
die Nutzung von Prämien, falls diese nicht als InvesƟ Ɵ onskosten 
gewertet werden, zur Rückzahlung von Fördergeldern führen, 
was wiederum die AƩ rakƟ vität dieses Instruments senkt. Bei 
Projekten, die sich durch Mischfi nanzierung auszeichnen, muss 
daher sichergestellt werden, dass Prämien als InvesƟ Ɵ onskosten 
gewertet werden. Denn ansonsten kann die Nutzung von Prämi-
en dazu führen, dass die ausführende GebietskörperschaŌ  zur 
Rückzahlung von vom Bund gewährten Fördergelder verpfl ichtet 
ist. In einem solchen Fall sind Prämien-Regelungen nicht aƩ rakƟ v 
für den AuŌ raggeber, obwohl eine solche Bonus-Regelung die Ef-
fi zienz der Baumaßnahme erhöht. Generell sollte ein Teil der Kos-
teneinsparungen bei den ausführenden GebietskörperschaŌ en 
verbleiben, und nicht ausschließlich den Unternehmen oder den 
an der Finanzierung beteiligten GebietskörperschaŌ en, wie z. B. 
dem Bund, zugutekommen. So wird die AƩ rakƟ vität von Bonus-
Regelungen für den öff entlichen Bauherrn gestärkt. 

6c Vereinbarung eines Zielpreises

Anreize zur Projektausführung lassen sich auch durch besonde-
re Bauvertragsmodelle, wie dem „GaranƟ erten Maximalpreis“ 
(GMP) erreichen. Bei dem GMP-Modell wird ein Zielpreis vor 
Projektbeginn festgelegt. Genau wie bei der KostenopƟ mierungs-
prämie profi Ɵ ert der AuŌ ragnehmer von eigenen OpƟ mierungs-
vorschlägen. Wenn die endgülƟ gen Kosten für das Projekt den 
vorher festgelegten Zielpreis unterschreiten, bekommt das Bau-
unternehmen einen Teil der Einsparungen nach einem im Vorfeld 
festgelegten Schlüssel ausgezahlt. Zielpreisverträge setzen damit 
stärkere Effi  zienz-Anreize als beispielsweise Pauschalverträge. 
Wenn jedoch die endgülƟ gen Kosten den Zielpreis überschreiten, 
hat der AuŌ ragnehmer die Mehrkosten selbst zu schultern. GMP-
Modelle belohnen im OpƟ malfall eine kompetente und effi  ziente 
Bauausführung, bestrafen jedoch ineffi  zientes Bauen. 
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Ein solcher Zielpreisvertrag mit Bonussystem wurde auch für den 
Bau des Londoner VeloParks im Rahmen der Olympischen Som-
merspiele 2014 gewählt. Die Anreize durch die spezielle Vertrags-
gestaltung moƟ vierten den Bauunternehmer des Velodroms, in-
novaƟ ve Lösungen zu fi nden.212 StaƩ  eines herkömmlichen Stahl-
dachs wurde eine DachkonstrukƟ on aus gespannten Seilen vor-
geschlagen. Dieser innovaƟ ve Vorschlag des Bauunternehmens 
half, 1,5 Millionen Pfund einzusparen, die zwischen Bauherr und 
Bauunternehmen aufgeteilt wurden.213

Jedoch müssen sich Zielpreisverträge mit Bonus-Regelungen nicht 
immer als geeignetes Instrument herausstellen. Wenn beispiels-
weise die Bemessungsgrundlage für Bonus- oder Malus-Zahlun-
gen schwierig zu defi nieren oder die Beeinfl ussbarkeit einiger 
KostenposiƟ onen durch das ausführende Unternehmen nicht 
gegeben ist, können Bonusleistungen die öff entlichen Haushalte 
belasten, ohne dass dadurch ein erhöhter Nutzen zu erwarten ist. 
Doch wenn diese beiden Bedingungen erfüllt sind, sind Bonus-
Malus-Regeln ein gutes Instrument, um Anreize für eine effi  zi-
ente Ausführung zu schaff en. Die öff entliche Hand sollte daher 
verstärkt über die Nutzung von Zielpreisverträgen nachdenken.

Reformen der insƟ tuƟ onellen Rahmen-
bedingungen

7. Mischfi nanzierung abbauen

Mischfi nanzierungen können abgebaut werden, indem eine 
GebietskörperschaŌ  vollständig für Finanzierung als auch Aus-
führung des Bauvorhabens zuständig ist. Im Bundesstraßenbau 
könnte also entweder der unteren staatlichen Ebene – den Län-

212 Siehe hierzu NEC (o. J.).
213 Vgl. BMVI (2015), S. 63.
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dern – oder der oberen staatlichen Ebene – dem Bund – die volle 
Verantwortung für Planung, Finanzierung und Bau der Straßen 
übertragen werden. Mögliche Varianten sind also eine Dezen-
tralisierung oder Zentralisierung. Im Bereich der Bundesstraßen 
wurde sich für die Abschaff ung der Mischfi nanzierung durch Zen-
tralisierung entschieden. 

Verantwortlichkeiten können aber auf untere Gebietskörper-
schaŌ en verlagert werden. AnstaƩ  Kommunen und Ländern 
zweckgebundene MiƩ el für besƟ mmte Bauvorhaben und Infra-
strukturprojekte zu gewähren, könnte ihre Finanzautonomie ge-
stärkt werden,214 indem sie beispielsweise ein Zuschlagrecht auf 
besƟ mmte Steuerarten erhalten.215 

Grundsätzlich sollten Aufgaben möglichst dezentral gelöst wer-
den, auf Ebene der untersten GebietskörperschaŌ , die in der Lage 
ist, das entsprechende öff entliche Gut bereitzustellen (Subsidiari-
tätsprinzip). Einer Dezentralisierungsstrategie ist gerade deshalb 
der Vorzug zu geben, da dies weƩ bewerbliche KräŌ e zwischen 
den einzelnen GebietskörperschaŌ en freisetzt, die zum Vorteil 
der Bürger wirken.216 

Liegen jedoch erhebliche externe Eff ekte vor, kann es sinnvoller 
sein, die poliƟ sche Verantwortlichkeit auf einer höheren Ebene 
anzusiedeln. So geschieht es nun auch beim Bundesstraßenbau, 
wo Entscheidungskompetenzen der Länder auf den Bund über-
gehen. Das erscheint sinnvoll, da hier deutlich posiƟ ve externe 
Eff ekte vorliegen. Der Nutzen des jeweiligen Bundesstraßenab-
schniƩ s kommt nicht nur innerhalb eines Bundeslandes den dor-

214 Siehe DSi (2015), S. 65-67.
215 Wenn keine Ausweitung der Staatsaufgaben vorgesehen ist, sollte eine gestärkte 

Steuerautonomie von Kommunen und Ländern mit gleichzeiƟ gem fi nanziellen Rück-
zug des Bundes einhergehen. 

216 Vgl. Rincke (2005). 
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Ɵ gen Bürgern zugute, sondern sƟ Ō et einen mindestens landes-
weiten Nutzen. 

8. Transparenz und öff entliche Kontrolle 
erhöhen

Eine verbesserte InformaƟ onslage kann zur Verbesserung des Ge-
samtprojekts führen. Doch nicht immer sind InformaƟ onen und 
Entscheidungsprozesse von Großprojekten transparent genug 
auĩ ereitet, um sie einer kriƟ schen Beurteilung durch Medien, 
NGOs und ZivilgesellschaŌ  zu unterziehen. Die Bevölkerung ist 
bei fehlender Transparenz nicht hinreichend in der Lage, das je-
weilige Projekt zu bewerten. 

Empirische Untersuchungen unterstreichen die WichƟ gkeit von 
Transparenz bei öff entlichen Bauprojekten. So zeigt sich, dass 
bei erhöhter Transparenz von Entscheidungsprozessen im Rah-
men öff entlicher Infrastrukturprojekte217 auch die Qualität der 
Infrastruktur zunimmt.218 Gerade Länder, die ein besonders nied-
riges Maß an KorrupƟ on219 aufweisen, zeichnen sich durch eine 
besonders hohe Qualität bei Infrastrukturprojekten aus. Dies gilt 
vor allem für die Schweiz, die Niederlande und Finnland.220 Zwar 
belegt Deutschland mit Platz 10 im KorrupƟ onswahrnehmungs-
index 2016 von Transparency InternaƟ onal einen guten Platz.221 
Dennoch besteht zum Beispiel gegenüber den skandinavischen 
Staaten Verbesserungsbedarf.222

217 Die Transparenz der Entscheidungsprozesse erstreckt sich beispielsweise auf Planung 
und Beschaff ung öff entlicher Infrastruktur. Vgl. Haber (2016), S. 170.

218 Vgl. Haber (2016), S. 171.
219 In Studien werden KorrupƟ onsindizes als Gradmesser für Transparenz herangezogen, 

z. B. Haber (2016). Dabei kann KorrupƟ on als „Kehrwert“ von Transparenz verstanden 
werden. Weist ein Land ein hohes Maß an poliƟ scher Transparenz auf, so ist das Aus-
maß der KorrupƟ on tendenziell niedrig.

220 Vgl. Haber (2016), S. 170-171.
221 Vgl. Transparency InternaƟ onal (2017).
222 KorrupƟ onswahrnehmungsindex 2016: Platz 1: Dänemark, Platz 2: Neuseeland, Platz 

3: Finnland.
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Folgende drei Maßnahmen können zur Stärkung von Transparenz 
und öff entlicher Kontrolle beitragen. 

8a FrühzeiƟ ge Bereitstellung von leichtverständlichen 
InformaƟ onen

Eine eff ekƟ ve Beteiligung der Bürger erfordert eine frühzeiƟ ge und 
hinreichende InformaƟ onsvermiƩ lung. Dafür braucht es für Bür-
ger leicht verfügbare, aber auch gut verständliche InformaƟ onen. 
Die InformaƟ onsvermiƩ lung sei jedoch „häufi g mangelhaŌ  … Zu-
dem sind Planungen und KostenermiƩ lungen für Außenstehende 
häufi g nicht nachvollziehbar“, konstaƟ ert die Reformkommission 
Großprojekte.223 Komplexe Fachgutachten, wie sie in Deutschland 
üblich sind, sind nicht geeignet, um die Bevölkerung hinreichend 
über Großprojekte zu informieren.224 Auch die vorherrschende 
Art der Bürgerbeteiligung in Form von schriŌ lichen Stellungnah-
men eignet sich schlecht, um die Bürger eff ekƟ v einzubinden.225

Dänemark macht vor, wie eine eff ekƟ ve und frühzeiƟ ge Betei-
ligung der Bürger gelingen kann. Dort werden Gutachten, wie 
beispielsweise Umweltverträglichkeitsstudien, so verfasst, dass 
sie für die Öff entlichkeit „hinsichtlich ihrer Struktur, Sprache und 
ihres Umfangs“ verständlich sind.226 WichƟ ge Gutachten bei dä-
nischen Projekten werden „zielgruppengerecht und kompakt 
auĩ ereitet.“227 In Deutschland hingegen sind Unterlagen „hin-
sichtlich Lesbarkeit und Verständlichkeit … häufi g an ein Fachpub-
likum gerichtet“. Die nicht zielgruppengerechte Auĩ ereitung der 
InformaƟ onen kann zum Scheitern einer eff ekƟ ven Beteiligung 
führen. Der dänische Ansatz kompakter und zielgruppenorien-

223 BMVI (2015), S. 67.
224 Vgl. Roland Berger (2013), S. 14.
225 Vgl. Roland Berger (2013), S. 14.
226 Roland Berger (2013), S. 77.
227 Roland Berger (2013), S. 77.
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Ɵ erter InformaƟ onsvermiƩ lung trägt damit viel besser zur Trans-
parenz von Großprojekten bei.

8b AkƟ vere Rolle der Parlamente

Eine stärkere Rolle der Parlamente kann Transparenz und Kon-
trolle bei Großprojekten erhöhen. In der Schweiz wird bereits 
zu Projektbeginn ein Parlamentsausschuss eingerichtet. Damit 
ermöglichen die Schweizer Ausschüsse, dass Projektmängel früh-
zeiƟ g erkannt werden. In deutschen Parlamenten werden Unter-
suchungsausschüsse im Gegensatz zur Schweiz erst bei dem 
Scheitern eines Projekts eingerichtet. Es besteht nur noch die 
Möglichkeit der Problemaufarbeitung, aber nicht der Problem-
lösung.

Auch beim GoƩ hard-Basistunnel wurde ein solcher Parlaments-
ausschuss eingerichtet. Zwar gab es auch beim GoƩ hard-Tunnel 
Kostensteigerungen und Verzögerungen im Jahr 2007, seit 2008 
blieb man aber im aktualisierten Plan. „Die Schweizer konnten 
rasch gegensteuern. Auch, weil es in allen Bauphasen große 
Transparenz und strenge öff entliche Kontrolle durch einen Par-
lamentsausschuss gab.“228 2016 konnte der Tunnel sogar ein Jahr 
früher als erwartet ferƟ ggestellt werden. StaƩ  sie zu verschwei-
gen, wurden die anfänglichen Kostensteigerungen öff entlich 
kommuniziert, worauĬ in rasch reagiert wurde.

In Deutschland wäre ein erster SchriƩ , ein regelmäßiges Re-
porƟ ng über Großprojekte zu implemenƟ eren. Die Projektbetei-
ligten sollten in regelmäßigen Abständen dem Parlament Rechen-
schaŌ  ablegen.  

Ferner sollten Parlamente viel stärker darauf achten, dass wichƟ -
ge Kontrollgremien, wie etwa der Aufsichtsrat, bei Großprojekten 

228 Tagesschau Online (2016).
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mit Fachleuten besetzt werden. Eine hohe ExperƟ se in Aufsichts-
räten kann die Kontrolle der Bauunternehmen erleichtern und 
damit einen wichƟ gen Beitrag zur frühzeiƟ gen MängelbeseiƟ -
gung leisten. Das Beispiel des BER zeigt – wo zeitweise 13 der 15 
Aufsichtsräte fachfremd waren –, wie nachteilig mangelnde Fach-
kompetenz bei der Besetzung des Aufsichtsrats sein kann.

8c Umfangreiche Einsichts- und Prüfrechte der Rechnungshöfe

Unabhängige Kontrollorgane wie die Rechnungshöfe können 
prinzipiell das „Kontrollproblem in der Prinzipal-Agenten-Bezie-
hung zwischen Bürgern und Regierung“ mindern.229 Der Einfl uss 
der Rechnungshöfe ist jedoch beschränkt,230 alleine schon, weil 
ihnen SankƟ onsmöglichkeiten und Weisungsbefugnisse fehlen.231 
Die Rechnungshöfe sind selbst öff entliche Verwaltungseinhei-
ten, die keine Durchsetzungsbefugnisse haben. Ihre Aufgabe ist, 
zu prüfen, ob die Ausgaben der Regierungen dem Grundsatz der 
WirtschaŌ lichkeit genügen. 

Zudem dürfen die Rechnungshöfe Ausgaben der Regierungen nur 
nachträglich prüfen. Eine Prüfung der Projekte durch die Rech-
nungshöfe im Vorfeld, bei der sie Stellung nehmen, würde eine 
eff ekƟ vere Kontrolle erlauben. Untersuchungen aus der Schweiz 
zeigen, dass die starke Stellung der dorƟ gen kommunalen Rech-
nungsprüfungskommissionen, die umfangreiche Prüf- und An-
tragsrechte genießen, eine sparsame Verwendung öff entlicher 
Gelder begünsƟ gt.232

229 Schelker/Eichenberger (2003), S. 355.
230 Vgl. Blankart (2003), S. 512-514.
231 Vgl. Schelker/Eichenberger (2003), S. 351.
232 Vgl. Schelker/Eichenberger (2003).



75

IV. Fazit
Öff entliche Großprojekte weisen häufi g enorme Kostensteige-
rungen auf. Bei Infrastrukturprojekten werden 9 von 10 Projek-
ten teurer als geplant, wie Studien zeigen.233 Kostensteigerungen 
von über 100 Prozent sind bei öff entlichen Großprojekten keine 
Seltenheit. Das zeigt ein Blick auf 7 bundesweit bekannte Groß-
projekte: hier lag der KostenansƟ eg gegenüber der Planung bei 
durchschniƩ lich 180 Prozent (Tabelle 1). Das entspricht einer 
Mehrbelastung von rund 13 Milliarden Euro. 

Ursächlich für Kostenexplosionen bei öff entlichen Großprojekten 
sind häufi g Fehlanreize, die kosteneffi  zientes Bauen behindern. 
Auf die Fehlanreize in den Bereichen Planung, Vergabe und Ver-
tragsgestaltung wird in dieser Studie eingegangen. 

Auĩ auend darauf werden folgende Reformmaßnahmen vorge-
schlagen, um die Anreize der Projektverantwortlichen für kosten-
effi  zientes Bauen zu stärken.

Forderung 1: HaushaltsmiƩ el nur bei detaillierter Planung 
 veranschlagen

 � Veranschlagung der InvesƟ Ɵ onskosten erst bei abgeschlosse-
ner Entwurfsplanung: 
§ 24 BHO sollte dahingehend geändert werden, dass zwar Pla-
nungskosten schon vorab in den Haushalt eingestellt werden 
können, die BudgeƟ erung der InvesƟ Ɵ onskosten aber erst er-
folgen darf, wenn eine ferƟ ge Entwurfsplanung vorliegt. Analog 
sollten auch die Landeshaushaltsordnungen angepasst werden.

 � Unabhängiges Controlling der Planung: 
Ein frühzeiƟ ges und unabhängiges Controlling sollte eingesetzt 
werden, um sicherzustellen, dass die nöƟ gen Planungsleistun-
gen hinreichend erfüllt wurden. Nur wenn das Ergebnis der 

233 Vgl. Flyvbjerg et al. (2002).
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externen Prüfung bestäƟ gt, dass die jeweilige PlanungsƟ efe 
erreicht wurde (Entwurfsplanung), sollten MiƩ el im Haushalt 
veranschlagt werden.

 � Stärkere Rolle des Parlaments durch zweistufi ges Gesetzes-
verfahren: 
StaƩ  öff entliche Bauvorhaben durch Verwaltungsakte einzu-
leiten, sollten die jeweiligen Parlamente stärker eingebunden 
werden. Analog zum dänischen Modell könnte ein zweistufi ges 
System von Planungs- und Baugesetzen eingeführt werden – 
zunächst einmal für Großprojekte mit einem Finanzvolumen 
von mindestens 100 Millionen Euro. Im Planungsgesetz wür-
den die zu erbringenden Planungsleistungen defi niert. Erst 
nach deren Erfüllung würde dann, nach erneuter Aussprache 
im Parlament, ein Baugesetz verabschiedet, welches MiƩ elfrei-
gabe und Baubeginn einleitet.

Forderung 2: Anreize für belastbare Nutzen-Kosten-Analyse 
stärken

 � Einheitliches und verbindliches System von WirtschaŌ lich-
keitsuntersuchungen verpfl ichtend bei Großprojekten ein-
führen: 
Damit die Vergleichbarkeit der Nutzen-Kosten-Zahlen zwischen 
verschiedenen Projekten gewährleistet ist, sollte ein einheitli-
ches System von WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen mit klaren 
Leitlinien implemenƟ ert werden – vergleichbar mit dem in Dä-
nemark eingesetzten „TERESA“-Tool. 

 � Verantwortung für Bedarf- und KostenermiƩ lungen im Rah-
men des BVWP auf Bundesebene ansiedeln: 
Bisher sind die Länder für die Bedarfs- und KostenermiƩ lung 
zuständig, obwohl der Bund für die Finanzierung zuständig ist. 
Das gegenwärƟ ge System provoziert, lokale Interessen über 
gesamtstaatliche zu stellen. Eine Übertragung der Aufgaben 
auf den Bund stärkt die Anreize, BundesmiƩ el in gesamtstaat-
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lich sinnvolle Projekte zu invesƟ eren, staƩ  lediglich lokalen 
Wünschen nachzugeben. 

 � Externe Kontrolle von Nutzen-Kosten-Vergleichen: 
WirtschaŌ lichkeitsuntersuchungen sollten verständlich auĩ e-
reitet und veröff entlicht werden, so dass Presse, Verbände und 
Bürger die Zahlen nachvollziehen und einschätzen können. Zu-
dem sollten Nutzen-Kosten-Analysen vor IniƟ ierung von Groß-
projekten den Rechnungshöfen zur Prüfung vorgelegt werden 
müssen. 

 � Bonus-Malus-Regelungen für Planer: 
Die Vergütung der Planer sollte zum Teil von der Genauigkeit 
ihrer Nutzen-Kosten-Analysen abhängig sein. Bei genauen Pro-
gnosen sollte ein Zuschlag, bei fehlerhaŌ en Prognosen ein Ab-
schlag berechnet werden.

Forderung 3: KonstrukƟ ve Vergabeverfahren verbessern

 � Nebenangebote grundsätzlich für zulässig erklären: 
Auch bei preisdominanten Vergabeverfahren sollten Nebenan-
gebote grundsätzlich möglich sein. 

 � Gesamtvergabe bzw. Vergabe in größeren Losen erleichtern: 
Öff entliche Bauherren sollten bei Großprojekten mit einem Fi-
nanzvolumen von mindestens 100 Millionen Euro von der Ver-
pfl ichtung des § 97 Abs. 4 GWB ausgenommen werden, Pla-
nungs- und Bauleistungen in Teil- oder Fachlosen zu vergeben. 

Forderung 4: Wahl funkƟ onaler Vergabeverfahren erleichtern

 � Wahl von Ausschreibungen mit Leistungsprogramm erleich-
tern:
AuŌ raggebern sollte es erleichtert werden, Vergabeverfahren 
auf Basis eines Leistungsprogramms vorzunehmen. StaƩ  einer 
„Abwägung aller Umstände“ scheint bei komplexen Großpro-
jekten eine generelle Wahlfreiheit zwischen funkƟ onal oder 
konstrukƟ v beschriebenem Leistungssoll sinnvoll.
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 � Generöse Fristen bei funkƟ onalen Ausschreibungen: 
Dadurch kann sichergestellt werden, dass miƩ elständische 
Baufi rmen in der Lage sind, KonsorƟ en zu bilden, um gemein-
sam ausgearbeitete Angebote zu unterbreiten.

Forderung 5: Einbeziehung qualitaƟ ver Wertungskriterien 
 aƩ rakƟ ver machen

 � Standardisierter Bewertungsbogen, der qualitaƟ ve Wertungs-
kriterien enthält: 
Es sollten Mustervorlagen erstellt werden, die die Ausarbei-
tung qualitaƟ ver Kriterien und die Erstellung von fi kƟ ven Wer-
tungspreisen enthalten. Dies würde öff entliche AuŌ raggeber 
mit geringen Planungsressourcen, vor allem in Ländern und 
Kommunen, entlasten und zudem Rechtssicherheit erhöhen.

 � Beschleunigung bei Nachprüfungsklagen durch erleichterte 
VorabgestaƩ ung des Zuschlags: 
§ 169 Abs. 2 S. 4 GWB („Die Erfolgsaussichten des Nachprü-
fungsantrags müssen nicht in jedem Fall Gegenstand der Abwä-
gung sein.“) sollte gestrichen werden. Damit könnten unnöƟ ge 
Verzögerungen durch Nachprüfungsklagen verringert werden.

 � Schadensersatzpfl icht der Kläger schon bei unterlegener Kla-
ge vor der Vergabekammer: 
§ 180 GWB sollte dahingehend geändert werden, dass eine Scha-
densersatzpfl icht des klagenden Bieters schon eintriƩ , wenn er 
mit seiner Beschwerde vor der Vergabekammer unterliegt und 
nicht erst bei „Missbrauch des Antrags- oder Beschwerderechts“.

Forderung 6: Bonus-Malus-Regelungen stärker bei Vertrags-
gestaltungen nutzen

 � Bonus-Malus-Regelungen explizit erlauben: 
Bonus-Malus-Regelungen, wie Beschleunigungs- oder OpƟ -
mierungsprämien, sollten in den Haushaltsordnungen explizit 
als zulässig für öff entliche AuŌ raggeber erklärt werden. Wie 
das Beispiel Avus zeigt, sind sie heute schon möglich und mit 
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dem WirtschaŌ lichkeitsgrundsatz vereinbar. Dennoch besteht 
im Einzelfall oŌ  Unklarheit. 

 � Prämien als InvesƟ Ɵ onskosten werten: 
Ansonsten kann das Gewähren von Prämien zur Rückzahlung 
von Fördergeldern führen, was die AƩ rakƟ vität dieser Instru-
mente erheblich mindert.

 � Ein Teil der Kosteneinsparungen soll bei der ausführenden 
GebietskörperschaŌ  verbleiben: 
Wenn die durch Prämien erreichten Kosteneinsparungen nicht 
wenigstens zum Teil den ausführenden GebietskörperschaŌ en 
(Länder oder Kommunen) zugutekommen, haben diese erst gar 
keine Anreize, Bonus-Malus-Regelungen zu nutzen. Dies ist ge-
rade bei Mischfi nanzierung relevant. Eine Idee könnte es sein, 
Kosteneinsparungen auf die jeweiligen GebietskörperschaŌ en 
gemäß ihrem Finanzierungsanteil zu verteilen. Generell sollte 
ein Teil der Kosteneinsparungen bei den ausführenden Ge-
bietskörperschaŌ en verbleiben, und nicht ausschließlich den 
Unternehmen oder den an der Finanzierung beteiligten Ge-
bietskörperschaŌ en, wie z. B. dem Bund, zugutekommen. So 
wird die AƩ rakƟ vität von Bonus-Regelungen für den öff entli-
chen Bauherrn gestärkt.  

 � Die Nutzung von Zielpreismodellen für öff entlichen AuŌ rag-
geber erleichtern:
Anreize zur Projektausführung lassen sich durch besondere 
Bauvertragsmodelle wie dem „GaranƟ erten Maximalpreis“ 
(auch Zielpreisvertrag genannt) verbessern. Die öff entliche 
Hand sollte daher verstärkt über die Nutzung von Zielpreisver-
trägen nachdenken.

Forderung 7: Mischfi nanzierung abbauen

 � Enƞ lechtung von Aufgaben: 
Mischfi nanzierung sollte durch Dezentralisieren oder Zentrali-
sieren von Aufgaben abgebaut werden. Alle Verantwortlichkei-
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ten eines Bauprojekts – Finanzierung und Ausführung – sollten 
möglichst auf einer Ebene zusammengeführt werden. 

 � Mehr Steuerautonomie für Länder und Kommunen: 
Länder und Kommunen sollten größere fi nanzielle Spielräume 
erhalten, um Projekte eigenständig fi nanzieren zu können. Im 
Gegenzug sollte die Projekƞ örderung durch den Bund redu-
ziert werden. 

BundesinfrastrukturgesellschaŌ : 
Projekte, deren Nutzen sich in erheblicher Weise nicht nur 
auf das Gebiet eines Bundeslandes begrenzen, sollten in den 
Verantwortungsbereich des Bundes übergehen. Die geplante 
Gründung einer BundesinfrastrukturgesellschaŌ  ist daher zu 
begrüßen.

Forderung 8: Transparenz und öff entliche Kontrolle verbessern

 � FrühzeiƟ ge Bereitstellung von leichtverständlichen Informa-
Ɵ onen: 
Je verständlicher und frühzeiƟ ger belastbare InformaƟ onen 
vorliegen, desto leichter ist es für die Bürger, sich ein Bild über 
geplante Projekte zu machen.

 � AkƟ vere Rolle der Parlamente: 
Zum einen sollten die zuständigen Parlamente auf ein regelmä-
ßiges ReporƟ ng von den Projektbeteiligten drängen. Zum an-
deren müssen die Parlamente akƟ v einfordern, dass Aufsichts-
räte mit Fachleuten besetzt werden.

 � Umfangreiche Einsichts- und Prüfrechte der Rechnungshöfe: 
Rechnungshöfe können durch stärkere Kontrollrechte das Prin-
zipal-Agenten-Problem zwischen Bürger und Regierung und 
somit das Ausmaß öff entlicher Verschwendung durch Baukos-
tenüberschreitungen abmildern.
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